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Seit der Formulierung von Wahlprüfsteinen des Kulturrats NRW e. V. für die nordrhein-

westfälische Landtagswahl 2000 haben sich einige Bezugspunkte des kulturpolitischen 

Diskurses verändert und Akzente verschoben. Neue Perspektiven sind  hinzugekommen. 

Sehen wir einmal von globalen Zusammenhängen ab, so ist es vorrangig der europäische 

Einigungsprozess, der Fragen nach alten und neuen Identitäten aufwirft.  Kultur und die 

Kulturpolitik sind herausgefordert, sich zu positionieren: 

– zur Selbstvergewisserung in der kulturellen Vielfalt; 

– zur Entwicklung einer partnerschaftlichen Koexistenz; sowie 

– zum qualitativen Wettstreit und 

– zur Profilbildung im Europa der Regionen. 

Dabei gerät das bundesrepublikanische Modell der Kulturf� rderung aus überwiegend 

� ffentlichen Händen unter den Druck europäisch vereinheitlichter Rechtsnormen. Hier 

stehen sich das Prinzip europaweiter Markt- und Wettbewerbsorientierung und unsere 

Tradition der Kulturf� rderung diametral gegenüber. 

 

Als Bund der Länder diskutiert unsere Republik zunehmend über das f� deralistische Prinzip 

als Grundmuster unseres staatlichen Aufbaus. Insbesondere die Kulturhoheit der Länder ist 

dabei zum Kristallisationspunkt eines Macht- und Zuständigkeitsgefüges geworden. Die 

darüber geführte Debatte erscheint eher von (Partei)Taktik als von Reformbereitschaft 

geleitet. Sofern Kulturpolitik – neben den Rahmenbedingungen für Kunst – die Vermittlung 

von Kultur zum Ziel hat, fordern die drei wesentlichen demographischen Entwicklungen 

(weniger, älter, bunter) eine neue Austarierung der Kulturf� rderung und der Kulturangebote 

im Hinblick auf diese gravierenden gesellschaftlichen Veränderungsprozesse. 

 

Ähnlich hohen Druck erzeugt die auf absehbare Zeit ungel� ste Finanzkrise der � ffentlichen 

Haushalte, insbesondere bei den gr� ßten Lastenträgern der Kulturausgaben, den Kom-

munen. Der Begriff "kulturelle Daseinsvorsorge" markiert den verständlichen Wunsch, 

erreichte Leistungsstandards zu sichern. Einer grassierenden Aufgabenkritik, bei der die 

regionale und kommunale Kulturarbeit nicht ausgespart wird, steht die Forderung entgegen, 

den  Kulturauftrag der Landesverfassungen auch im Grundgesetz zu verankern. 
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� �� . XOWXUSROLWLVFKH�+HUDXVIRUGHUXQJHQ�XQG�=LHOH�

Die eingangs geschilderten Probleme betreffen die Kulturinstitutionen, Kultur-

vermittler und Kulturschaffenden unseres Landes unmittelbar. Von der Landes-

politik werden zukunftsweisende Konzepte zur Sicherung und Weiterentwicklung 

von Kunst und Kultur erwartet. 

 

 

 

 

� �� �� : HOFKH�NXOWXUSROLWLVFKHQ�+HUDXVIRUGHUXQJHQ�XQG�=LHOH�VLHKW�,KUH�3DUWHL�

RGHU�) UDNWLRQ�DOV�YRUGULQJOLFK�I• U�GLH�NRP P HQGH�/ HJLVODWXUSHULRGH�DQ" �

�

 (zu Punkt 1.) 

Eine große Herausforderung wird die Bew� ltigung der Finanzsituation sein. Das Problem 

kann nicht ernst genug genommen werden. Genau so wichtig ist es jedoch auch daf� r ein-

zutreten, dass die kulturelle Substanz bewahrt bleibt und sich weiter entwickeln kann. In 

derartigen Zeiten ist es besonders wichtig, f� r ein kulturelles Klima, das die K� nstler erfolg-

reich arbeiten l� sst ebenso zu sorgen wie f� r zuverl� ssige rechtliche Rahmenbedingungen. 

Der Verfassungsauftrag zur Pflege und F� rderung von Kultur wird nur dann erfolgreich 

wahrgenommen werden k� nnen, wenn der Kulturf� rderung eine angemessene Priorit� t 

einger� umt wird. Ein Mittel hierf� r ist auch die Landeskulturkonferenz. Hier sind die 

Verantwortlichen vereint, um das gemeinsame Ziel zu unterst� tzen. Wichtig dabei wird 

sein, dass alle Beteiligten sich in ihre Zielvorstellungen einbringen und mit offenen 

Haltungen nach gemeinsamen L� sungen suchen. In diesem Zusammenhang wird zu 

diskutieren sein, wie das Verh� ltnis zwischen Sicherung von Einrichtungen und Unter-

st� tzung einzelner Projekte und K� nstler sein sollte. Hier darf es kein schwarz-weiß-

Denken geben. Qualifizierte Einrichtungen schaffen auch Chancen f� r einzelne K� nstler-

projekte. Diese wiederum sind notwendige Partner und Hilfsmittel f� r herausragende 

Kultureinrichtungen. Nordrhein-Westfalen zeichnet sich aus durch eine lebendige und 

aktive Partnerschaft aller Kulturverantwortlichen, die auch durch eine kontinuierliche 
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F� rderung des Landes erfolgreich fortgesetzt werden wird. Bei der Internationalen 

Kulturpolitik liegt der Schwerpunkt auf den Kontakten zu den Nachbarl� ndern Nordrhein-

Westfalens und Bundesrepublik Deutschland sowie - seit einiger Zeit - verst� rkt im Bereich 

der Beitrittsl� nder zur Europ� ischen Union. Kultur ist der klassische Partner f� r den 

Br� ckenbau zu Menschen in anderen Staaten, aber auch zu Menschen aus anderen 

Staaten, die bei uns leben. Die Verankerung von Kultur als Pflichtaufgabe erfordert nach 

dem Konnexit� tsprinzip, dass das Land den Kommunen die daraus entstehenden Kosten 

ersetzt. Hierf� r fehlen die finanziellen Voraussetzungen. Hinzu kommt, dass die Kultur zu 

den klassischen Selbstverwaltungsaufgaben geh� rt, die von rechtlichen Vorgaben frei ist. 

Das hinter der Forderung stehende Ziel, die Kultur vor unangemessen hohen Einsparungen 

zu bewahren, ist nat� rlich richtig, kann und muss aber auf andere Art und Weise (siehe 

oben) verfolgt werden.�

�

�

�

�

Aus gr� ner Sicht ist die bereits begonnene Ziel- und Profilbestimmung der Landeskultur-

politik auch k� nftig sinnvoll. Insbesondere sind Kriterien f� r eine sinnvolle Aufgabenteilung 

mit den Kommunen im Dialog mit Ihnen zu entwickeln. Dazu hat es in wichtigen Aufgaben-

feldern bereits Arbeitsgruppen unter Beteiligung des Kulturministeriums, der Kultursekre-

tariate sowie kommunaler Vertreter gegeben. Erste Ergebnisse sind in der letzten Sitzung 

der vom gr� nen Kulturminister Michael Vesper zu Beginn seiner Amtszeit neu geschaffen-

en Landeskulturkonferenz vorgestellt worden. Dieser Kl� rungsprozess ist auch die Grund-

lage f� r die k� nftige Zusammenarbeit zwischen Land, Landschaftsverb� nden, Kreisen, 

St� dten und Gemeinden. Kulturpolitik lebt von Innovationen, gerade auch in den etablierten 

Kulturinstitutionen. Darum wollen die Gr� nen den Fonds Neues Musiktheater und die 

begonnene Sonderf� rderung der Kooperation zwischen Stadttheatern und Freier Szene 

ausbauen. 

�

�
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Kultur ist der Kern unserer Verfassung und unserer staatlichen Ordnung. Geschichte, 

Sprache, Tradition und Werte und die k� nstlerischen Ausdrucksformen begr� nden 

wesentlich unser Selbstverst� ndnis und unsere Identit� t. Kultur muss wieder einen 

selbstverst� ndlichen Stellenwert in der Politik haben.  

 

Die qualitative Neuausrichtung der Kulturpolitik muss sich vor allem auf f� nf Bereiche 

konzentrieren: Die Schulen, die Hochschulen, den � ffentlichen Raum, die � ffentlichen 

Kultureinrichtungen und die freie Szene. 

 
a) Schulen: Kultur ist selbstverst� ndlicher Bestandteil von Bildung ± und umgekehrt. 

Kulturelle Bildung vom Kindes- bis zum Seniorenalter muss daher Vorrang haben. Die 

qualitative Neuausrichtung der Kulturpolitik betrifft zuallererst den Bildungsbereich. Die 

Besch� ftigung und die Auseinandersetzung mit den groûen Kunstwerken unserer Kultur 

und anderer Kulturen sind K� nigswege zu deren Verst� ndnis.  Die f� r die Kenntnis und die 

Lebendigkeit unserer Kultur wichtigen Inhalte m� ssen in der Form eines neuen 

Bildungskanons wieder Eingang in den Schulunterricht finden. Die Auseinandersetzung mit 

zentralen k� nstlerischen, literarischen, geschichtlichen, religi� sen und wissenschaftlichen 

Zeugnissen, Leistungen und Ereignissen unserer Kultur muss verbindlich werden.  Zugleich 

muss � sthetische Bildung wieder Teil der Allgemeinbildung werden: Die Wahlm� glichkeit 

zwischen Musik und Kunst ist falsch. Beides muss Pflichtfach sein. K� nstler (Musiker, 

Schriftsteller, bildende K� nstler, Architekten, Schauspieler und Regisseure) sind in die 

Gestaltung des Unterrichts einzubeziehen. Daf� r sind unb� rokratische Modelle der 

Vertragsgestaltung und Bezahlung zu entwickeln.  

 
b) Hochschulen : Die Hochschulen sind Kultureinrichtungen par excellence.. Das kulturelle 

Ged� chtnis Europas hat seinen Ort in den Universit� ten. Der Sachwalter der Kultur sind in 

besonderem Maûe die Geisteswissenschaften. Durch die erforderlichen Hochschulreform-

en d� rfen die Geisteswissenschaften nicht geschw� cht werden. Sie k� nnen im Wettbewerb 

um Drittmittel nicht mit den Naturwissenschaften und den technischen Disziplinen kon-

kurrieren. 
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Die Kunstf� rderung im Rahmen einer neuen Kulturpolitik wird die Eigenst� ndigkeit der 

Kunsthochschulen st� rken. F� r Nordrhein-Westfalen heiût das konkret: Das Kunsthoch-

schulgesetz darf nicht in das neue erforderliche Hochschulgesetz integriert werden.  

 

c) Öffentlicher Raum: Das Bild unserer St� dte ist das � ffentlichste Bild vom Zustand 

unseres kulturellen Niveaus. Unsere modernen Stadtbilder beweisen dagegen h� ufig, dass 

unser Sch� nheitsbegriff in eine Krise geraten ist und wir nicht mehr in der Lage sind, ein 

� sthetisch befriedigendes Stadtbild zu entwickeln. Wir brauchen eine Wiederbelebung der 

Architektur und Stadtbaukunst. Wir ben� tigen daher eine Intensivierung des Dialogs � ber 

Ästhetik und Stadtbaukunst zwischen Architekten, Stadtplanern, Investoren, 

Denkmalsch� tzern, Bauindustrie, Bauverwaltung und B� rgern zur Weiterentwicklung 

unserer Baukultur.  

 

d) Öffentliche Kultureinrichtungen: Die qualitative Neuausrichtung der Kulturpolitik betrifft in 

besonderer Weise den Bereich der klassischen Kulturf� rderung: Theater, Konzerts� le, 

Opernh� user, Museen und Bibliotheken sind � ffentliche Einrichtungen unseres kulturellen 

Lebens. Der Reichtum, den sie darstellen und erzeugen, ist nicht in � konomischen 

Kategorien messbar. Ihre Erhaltung darf nur sehr begrenzt von � konomischer Profitabilit� t 

abh� ngen. Die � ffentlichen Kultureinrichtungen werden immer auf Zuwendungen 

angewiesen sein. Der Staat muss ein hohes Interesse an den � ffentlichen Kulturein-

richtungen, an ihrem Erhalt, ihrer organisatorischen Effizienz und ihrer Fortentwicklung 

haben. Er muss ein hohes Interesse daran haben, dass diese Kultureinrichtungen ein 

breites Publikum erreichen und es zu einer lebendigen Auseinandersetzung mit unserer 

Kultur animieren, gegebenenfalls auch provozieren. 

 

e) Freie Szene: Das Land Nordrhein-Westfalen besitzt eine vielf� ltige und lebendige freie 

Szene. Hierzu geh� ren nicht nur die von gemeinn� tzigen Vereinen und GmbHs getragenen 

Kulturinstitute und soziokulturellen Zentren, sondern auch die zahlreichen kulturellen 

Vereine und Gruppen ± und nicht zuletzt jeder freiberuflich t� tige K� nstler und jeder k� nst-

lerisch aktive Laie. Hier kann und sollte sich das Land nicht � berall finanziell beteiligen. 

Aber das Land kann und muss mehr als bisher zur Profilierung und Professionalisierung 

der freien Szene beitragen. Die staatliche Kunstf� rderung muss f� r Bedingungen Sorge 

tragen, unter denen Kunst stattfinden kann. Das kann sie nur mittelbar. Sie muss auf die 
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Expertise von K� nstlern und Kunstverst� ndigen vertrauen und in diesem Vertrauen 

Maûnahmen f� rdern, die zur Bildung von K� nstlerpers� nlichkeiten und zum Gelingen von 

Kunst geeignet erscheinen. Wichtig ist vor allem, dass K� nstlern Zeit gegeben wird. 

Strukturen der Teamarbeit und der Organisation in Netzwerken zwischen B� rgern, St� dten 

und Gemeinden, freier Szene, Kirchen, Medien, Kunsthandel und Kunsthochschulen 

m� ssen gest� rkt werden. Nordhrein-Westfalen ist ein Land der Medien, groûer � ffentlich-

rechtlicher und privater Rundfunkanstalten, der Filmwirtschaft, der Verlage und anderer 

Medienunternehmen. Auch die Medien sind Tr� ger der kulturellen Bildung. Die Politik muss 

den Medienstandort NRW besonders auch unter qualitativen Gesichtspunkten st� rken. Die 

Medien m� ssen sich im Gegenzug darauf besinnen, dass sie einen Groûteil ihrer 

Ressourcen einschlieûlich ihrer Mitarbeiter aus Kunst und Kultur beziehen. Daher m� ssen 

sie Kunst und Kultur mehr als bisher f� rdern. 

 

 

 

Die FDP setzt sich daf� r ein, dass die Politik wieder verl� sslicher Partner f� r die Kultur, 

Kulturinstitutionen und die kulturtragenden St� dte und Gemeinden wird. Alle F� rderpro-

gramme m� ssen auf ihre Effektivit� t hin � berpr� ft werden und sich dann durch langfristige 

Planungssicherheit f� r den Kulturpartner auszeichnen. Vordringlich f� r die FDP ist, 

F� rderprogramme k� nftig zu evaluieren. Ein Schwerpunkt ist auûerdem die Kulturelle 

Bildung. 

 

 

�

Die PDS h� lt auch unter den ver� nderten Bedingungen am Anspruch einer „Kultur f� r alle“ 

fest. Kultureller Selbstausdruck und Teilhabe an Kultur sollen nicht Vorrecht, sondern M� g-

lichkeit f� r alle sein. Dies einzufordern wird angesichts zunehmender sozialer Ungleichheit 

und der Ausgrenzung einer wachsenden Anzahl von Menschen von der Teilhabe am 

materiellen und kulturellen Reichtum dieser Gesellschaft immer dringlicher.  
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Die Lebenschancen einer und eines jeden h� ngen heute vom freien Zugang zu 

Informationen und Wissen ebenso ab, wie von der M� glichkeit sich zu bilden, und mit den 

K� nsten und Medien umzugehen. F� r kulturelle Teilhabe aller zu streiten, ist daher Teil 

unseres sozialen Engagements. Zugleich sehen wir darin eine Grundvoraussetzung f� r die 

Wandlungs- und Entwicklungsf� higkeit moderner Gesellschaften. K� nstlerische und kul-

turelle Vielfalt sind Ausdruck von Lebensqualit� t, Kreativit� t und sozialer Innovation und 

sichern damit die Zukunftsf� higkeit dieser Gesellschaft. F� r uns steht auûer Frage: 

Kulturelle Vielfalt und gleiche Teilhabe sind ohne staatliche Intervention, ohne sozialen 

Ausgleich und kulturelle F� rderung durch die � ffentliche Hand nicht m� glich. Deshalb 

setzen wir uns - auch im europ� ischen Maûstab - f� r die Bewahrung und Weiterentwicklung 

der Kernelemente des Sozialstaats wie der bestehende Systeme � ffentlicher F� rderung 

von Kultur ein. Darin sehen wir die entscheidende Herausforderung f� r die n� chsten Jahre. 

Wir stellen uns ihr als einer Gestaltungsaufgabe mit dem Anspruch der Entwicklung eigener 

Vorschl� ge f� r zeitgem� ûe Konzepte und Strategien auf den verschiedenen Verant-

wortungsebenen - als Querschnittsaufgabe der gesamten Partei. Dabei sind wir 

keineswegs staatsfixiert. Wir erkennen die Notwendigkeit der Aufgabenteilung und des 

Miteinanders von � ffentlichen, privaten und freigemeinn� tzigen Einrichtungen, wenden uns 

aber entschieden gegen einen R� ckzug des Staates aus seiner kulturpolitischen Verant-

wortung. Angesichts der neuen Herausforderungen gewinnt kommunale und staatliche 

Kulturpolitik an Bedeutung. Sie hat die Aufgabe, auf das Beziehungsgeflecht der 

verschiedenen Tr� ger im Sinne einer kooperativen Kulturpolitik einzuwirken und 

Rahmenbedingungen f� r ein vielf� ltiges, auch dezentral verf� gbares Angebot zu schaffen. 

Wir fordern das weitere � ffentliche Engagement f� r all jene kulturellen Bereiche, die 

wichtige Aufgaben f� r das Gemeinwesen wahrnehmen und das Funktionieren des 

Kulturbetriebes als Ganzem sichern, aber nicht allein nach marktwirtschaftlichen Kriterien 

betrieben werden k� nnen. Das gilt f� r die Nachwuchsf� rderung, die kulturelle Bildung und 

f� r die soziokulturelle Arbeit. � ffentliche Kulturf� rderung sollte durch privates und 

wirtschaftliches Engagement finanziell erg� nzt (nicht ersetzt) und m� glichst staatsfern 

organisiert werden.   

 

Die expandierende Kultur- und Medienwirtschaft leistet einen wichtigen Beitrag als 

Besch� ftigungsfeld und f� r die wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung der Regionen. 

Diese Wachstumsbranche braucht Regulation, die die Profitinteressen wie die 
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Konzentrationsprozesse in der Kultur- und Medienwirtschaft im Interesse der Allgemeinheit 

einschr� nkt und die Rechte der Besch� ftigten wie auch der freiberuflich in diesem Bereich 

T� tigen st� rkt.  

 

Die PDS hat ihre kulturpolitischen Positionen in den letzten Jahren im Zusammenhang mit 

der Debatte um das neue, 2003 verabschiedete Parteiprogramm pr� zisiert und in den 

Antworten auf die Wahlpr� fsteine des Deutschen Kulturrates zur Bundestagswahl 2002 und 

zur Europawahl 2004 ausf� hrlich dargestellt. Zwei Aspekten wollen wir uns k� nftig noch 

st� rker stellen:  

- den Herausforderungen an Kulturpolitik im Einwanderungsland Deutschland als 

einer zunehmend multikulturellen und multiethnischen Gesellschaft und damit 

verbunden  

- den neuen Anforderungen an (inter-)kulturelle Bildung, Wertevermittlung und 

Medienbildung.  

 

 

� �� �� : LH�Z LOO�,KUH�3DUWHL�RGHU�) UDNWLRQ�XQWHU�GHQ�YHUl QGHUWHQ�5 DKP HQ�

EHGLQJXQJHQ�GHP �9HUIDVVXQJVDXIWUDJ�] XU�3IOHJH�XQG�) | UGHUXQJ�GHU�

. XOWXU�GXUFK�/ DQG��5 HJLRQ�XQG�. RP P XQHQ�QDFKNRP P HQ" �

�

�

Ein weiterer Schwerpunkt liegt u. E. in der F� rderung und Qualifizierung der freien Tr� ger 

aller Sparten. Ihre Arbeit und Entwicklung ist ein wichtiger Faktor f� r die Kulturlandschaft in 

NRW. Durch verst� rkte Konzeptf� rderung sowie eine st� rker an Innovation orientierte 

Projektf� rderung wollen wir  ihre Chancen auf Planungssicherheit erh� hen. 

�

�

� �siehe unter 1.2. ±  
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Politik muss dem Verfassungsauftrag zur Pflege und F� rderung der Kultur nachkommen. 

Ob und wie es m� glich ist, den Ansatz f� r die Kultur im Haushalt langfristig zu erh� hen, 

entscheidet sich nach einem Kassensturz.�

�

�

�

Pflege und F� rderung der Kultur ist eine Gemeinschaftsaufgabe von Bund, L� ndern und 

Kommunen. Auf Bundesebene - und zunehmend auch auf europ� ischer - werden letztlich 

die Weichen daf� r gestellt, ob das Land NRW, die Regionen und Kommunen ihrem Verfas-

sungsauftrag nachkommen k� nnen oder nicht. Eine andere Finanz- und Steuerpolitik, die 

die Ausgaben des Staates sichern hilft und mehr Geld in die Kassen der L� nder und 

Kommunen bringt, sehen wir als wesentliche Voraussetzung daf� r an.  

Entgegen anderen Bestrebungen, wie sie in den Debatten um die F� deralismusreform zum 

Ausdruck kommen, sehen wir zur Kooperation von Bund und L� ndern bei der F� rderung 

von Kultur keine Alternative. Die notwendige Konkretisierung von Zust� ndigkeiten und 

Verantwortlichkeiten darf diese Kooperation nicht gef� hrden. Im Vordergrund sollte die 

Sicherung von Qualit� t und Vielfalt im Kulturbereich stehen und nicht Parteien- oder 

L� nderinteressen. Die PDS spricht sich nach wie vor f� r einen kooperativen 

Kulturf� deralismus aus und tritt f� r seine zeitgem� ûe Fortentwicklung im europ� ischen 

Rahmen ein. Auch im Land setzen wir auf eine kooperative Kulturpolitik und ressort� ber-

greifendes Zusammenwirken. Wir wollen Kulturpolitik wieder in die Offensive bringen und 

regen eine breite Debatte � ber die gesellschaftlichen Perspektiven an, die sich mit und 

durch Kultur dem Land, wie den Regionen und St� dten er� ffnen. Kulturpolitik ist f� r uns 

Gesellschaftspolitik.  
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� �� �� : HUGHQ�6LH�GLHVHQ�. XOWXUDXIWUDJ�DOV�3IOLFKWDXIJDEH�YHUDQNHUQ�XQG�/ DQG��

5 HJLRQHQ�XQG�. RP P XQHQ�] XU�) | UGHUXQJ�YRQ�. XQVW�XQG�. XOWXU�YHU�

SIOLFKWHQ" �

 

�

Artikel 18 der NRW-Landesverfassung lautet: „Kultur, Kunst und Wissenschaft sind durch 

Land und Gemeinden zu pflegen und zu f� rdern“. Damit ist verbindliches Verfassungsrecht 

im Sinne einer Staatszielbestimmung formuliert ± Kulturf� rderung geh� rt in NRW zu den 

Pflichten des Landes und der Kommunen. Tr� ger von Kultureinrichtungen sind bekanntlich 

vor allem die Kommunen, die vom Land durch Schl� sselzuweisungen, Projektmittel, 

Beratung u. s. w. unterst� tzt werden. Art und Umfang bestimmen die Kommunen im 

Rahmen ihrer durch das Grundgesetz garantierten Selbstverwaltung selbst. 

 

 

�

Die F� rderung von Kunst und Kultur steht in der Verfassung unseres Landes. Damit 

besteht eine solche Verpflichtung der Sache nach. Eine Verpflichtung der St� dte und 

Gemeinden hinsichtlich der Art und H� he der F� rderung ist nicht Aufgabe der Landes-

regierung. Aufgabe der Landesregierung ist es, Rahmenbedingungen zu setzen, damit 

Regionen und Kommunen ihre Aufgaben erf� llen k� nnen.  

 

 

 

Wenn der Kulturauftrag als Pflichtaufgabe verankert werden soll, muss diese Pflicht 

definiert werden. Dies wiederum bedeutet mehr B� rokratie f� r das Land, die Kommunen 

und Institutionen. Die FDP h� lt fest an der kommunalen Selbstverwaltung und lehnt von 

daher einen verpflichtenden B� rokratieaufbau und eine staatliche Festlegung von Geldern 

der Kommunen ab. 
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�

Die PDS unterst� tzt die gegenw� rtigen Bem� hungen, Kultur als Pflichtaufgabe gesetzlich 

zu verankern und zwar auf allen Ebenen vom Bund bis zur Kommune. Auch in NRW ist es 

an der Zeit, dies zu tun. In den gesellschaftlichen Debatten und haushaltspolitischen 

Auseinandersetzungen vor Ort kann diese gesetzliche Verpflichtung zweifellos von Nutzen 

sein.  Ob dies aber mehr sein wird als ein symbolischer Schritt, h� ngt vom weiteren 

Engagement aller KulturstreiterInnen innerhalb und auûerhalb der Parlamente ab. Die PDS 

verbindet mit ihrer Forderung nach der Festschreibung als Pflichtaufgabe im Land NRW 

einen klaren Handlungsauftrag an die Landesregierung zur Verbesserung der 
Rahmenbedingungen f� r das kulturelle Leben in seiner ganzen Breite. Und sie will sich 

auch mit ihren Vorstellungen von Kultur und einem reichen kulturellen Leben in die Debatte 

darum einbringen, was denn „Erf� llung der Pflichtaufgabe Kultur“ konkret heiûen m� sste 

und welche Leistungen zu sichern sind. Da sehen wir n� mlich zwei Gefahren. Im Zusam-

menhang mit der Diskussion um kulturelle “Grundversorgung“ und Mindeststandards 

k� nnen unter dem Druck der Haushaltskonsolidierung ohnehin vorhandene Tendenzen 

zum Herunterk� rzen auf den jeweils niedrigsten Standard noch bef� rdert werden. Und es 

besteht dar� ber hinaus die Gefahr, dass sich bei der zweifellos notwendigen Definition von 

Kultur und von  „kulturell Wertvollem“, je nach politischen Kr� fteverh� ltnissen auch 

ideologisch begr� ndete normierende Vorstellungen durchsetzen. Die von der CDU 

angestoûene „Leitkulturdebatte“ wie auch ihre im Vorfeld der Wahl in NRW eingebrachten 

Vorschl� ge zur kulturellen Profilierung im Sinne der R� ckgewinnung der verdr� ngten Werte 

der christlich-abendl� ndischen Kultur lassen hier B� ses ahnen.  

In klarer Abgrenzung von diesem Leitkulturmodell fordert die PDS das Recht auf eigene 

Kultur f� r alle Mitglieder der Gesellschaft, unabh� ngig von ihrer Herkunft, sozialen Lage, 

ethnischen Zugeh� rigkeit und religi� sen Bindung. Die kulturellen Anspr� che aller sozialen 

und ethnischen Gruppen sind nicht nur schlechthin zu respektieren - es muss ihnen auch 

die M� glichkeit zur Teilnahme an der kulturellen Kommunikation gegeben werden.  

Statt einer „Mindestversorgung“ streben wir die Erhaltung bzw. Entwicklung eines viel-

f� ltigen kulturellen Lebens und die Auspr� gung „lebendiger kultureller Milieus“ in den 

St� dten und Regionen des Landes NRW an. Wir halten es in diesem Zusammenhang f� r 
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�

an der Zeit, sich von einer einseitigen Fixierung der Kulturpolitik auf eine ¹Einrichtungs-" 

und ¹Angebotskulturª zu verabschieden und sich st� rker der Moderierung kultureller 

Prozesse in der Alltagskultur wie in den vielf� ltigen kulturellen Produktions- und Ver-

mittlungszusammenh� ngen zuzuwenden.  

 

 

 

� �� �� ,VW�QDFK�GHQ�VFKP HU] KDIWHQ�( LQVFKQLWWHQ�GHU�YHUJDQJHQHQ�- DKUH�LQ�YLHOH�

) | UGHUEHUHLFKH�P LW�HLQHP �DNWLYHUHQ��GDV�NXOWXUHOOH�3URILO�GHV�/ DQGHV�

VWl UNHQGHQ�( QJDJHP HQW�GHV�/ DQGHV�DXI�GHP �* HELHW�GHU�. XQVW��XQG�

. XOWXUI| UGHUXQJ�] X�UHFKQHQ" �

 

�

Die Kulturf� rdermittel des Landes sind mittelfristig zu verdoppeln. Angesichts der 

derzeitigen Geringf� gigkeit des Landes-Kulturhaushaltes (0,2 bis 0,3 Prozent des 

Gesamthaushaltes) ist dies weniger eine Frage der Finanzmittel als eine solche der 

richtigen Priorit� tensetzung. 

 

 

 siehe 1.2) 

 

 

�
Die PDS wird sich f� r ein aktiveres, das kulturelle Profil des Landes st� rkendes Engage-

ment des Landes auf dem Gebiet der Kunst- und Kulturf� rderung einsetzen. Als Voraus-

setzung daf� r muss der Trend zum Abschmelzen der Mittel f� r diesen Bereich gestoppt 

werden ± vom Land bis zu den Kommunen, als den Haupttr� gern des kulturellen Lebens. 

Der Kulturetat des Landes NRW muss wieder verst� rkt werden. 
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Bei der Vergabe der Mittel sollte dem bew� hrten Ansatz gefolgt werden, das zu f� rdern, 

was es schwer hat und sich ohne � ffentliches Engagement nicht entwickeln kann. Das 

betrifft auch die groûen Kulturinstitute. Sie zu erhalten und die in ihnen bewahrte soziale 

Erfahrung allen zug� nglich zu machen, sehen wir nach wie vor als staatliche Aufgabe an. 

Gleichwohl muss Raum f� r Neues, Anderes, Alternatives gewonnen werden. Jeder 

Versuch, Priorit� ten zu setzen, Mittel ¹umzuschichtenª oder ¹konzentriertª einzusetzen wird 

zwangsl� ufig Konflikte bringen. Der PDS sind dabei zwei Dinge wichtig: Es ist eine Balance 

zu halten (bzw. neu herzustellen) zwischen ¹Leuchtt� rmenª und ¹Hochkulturst� ttenª 

einerseits wie der freien Szene und der Breitenarbeit anderseits, Balance auch zwischen 

Erbepflege und Erneuerung (was wir hier nicht automatisch der einen oder anderen Seite 

zuordnen wollen). Daf� r braucht auch der ¹freie Bereichª eine l� ngerfristige Absicherung. 

Und es bedarf eines breiten und offenen Dialogs dar� ber, was fortgesetzt oder ver� ndert 

werden muss und welche neuen Wege der F� rderung beschritten werden sollen. Und dies 

selbstverst� ndlich unter Einbeziehung der Betroffenen. Die Patentl� sungen hat daf� r 

derzeit keiner in der Tasche, also auch nicht die PDS. 

 

 

 

� �� �� : LH�VWHKHQ�6LH�] XU�/ DQGHVNXOWXUNRQIHUHQ] " �,Q�Z HOFKHU�: HLVH�Z • UGHQ�

6LH�LKUH�( IIL] LHQ] �VWl UNHQ�Z ROOHQ" �,Q�Z HOFKHQ�,QWHUYDOOHQ�XQG�P LW�

Z HOFKHQ�6FKZ HUSXQNWHQ�Z LUG�GHU�/ DQGHVNXOWXUEHULFKW�IRUWJHI• KUW" �

�

�

Die Landeskulturkonferenz (LKK) dient vor allem der Kommunikation. Das ist wichtig, weil 

es am Austausch zwischen den verschiedenen kulturpolitischen Ebenen bislang fehlte. Zur 

Vorbereitung sollten verst� rkt Vorlagen mit Handlungsorientierung eingebracht, Fachleute 

zu konkreten Themen eingeladen und ggfs. auch Exkursionen (z. B. zu ehemaligen 

Kulturhauptst� dten) unternommen werden. So w� rde der Charakter der politischen 

Beratung und Entscheidungsvorbereitung gest� rkt. Der Landeskulturbericht soll alle zwei 

Jahre erscheinen. Die erforderlichen Mittel sind in k� nftigen Haushalten verbindlich zu 

ber� cksichtigen. Die Schwerpunkte hierf� r sollten im Rahmen der Landeskulturkonferenz 

gemeinsam festgelegt werden. 



 

��� �������
	�� 
 	 ����������� 	������ ��������� ��� ��� !#" $&%�'�"&%(�
)�� � �
�
� 	 � � �

 

 

�

�

�

�

Es wird Anliegen einer CDU-gef� hrten Landesregierung sein, den Dialog zwischen Kultur-

schaffenden und Administration zu f� rdern und zu pflegen. Als Beratungsgremium f� r die 

Landesregierung ist die Landeskulturkonferenz sehr gut, allerdings ist sie effektiver zu 

gestalten. Es wird nicht darum gehen, Papiere zu produzieren, sondern konkrete Vor-

schl� ge, wie das einmalige kulturelle Potential, das Nordrhein-Westfalen vor allem in 

seinen Kommunen birgt, mit Hilfe des Landes ausgebaut, vernetzt, profiliert und im 

nationalen wie internationalen rahmen besser dargestellt werden kann. Auch ist die 

Zusammensetzung der Landeskulturkonferenz zu � berdenken. Die Entwicklung eines 

systematischen Berichts zur Kulturf� rderung in NRW, wie er Mitte 2004 erstmals vorgelegt 

wurde, begr� ût die CDU. Ein solcher Landeskulturbericht sollte auch zuk� nftig von einer 

neutralen (wissenschaftlichen) Einrichtung erstellt werden. Eine j� hrliche Fortf� hrung w� re 

w� nschenswert, wobei jeweils unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt werden sollten. 

�

�

�

Die Landeskulturkonferenz ist ein hervorragendes Expertengremium, bestehend aus den 

Vertretern des Landes, der Verb� nde, Kreise und St� dte. Sie ist geeignet, die Kultur-

politiker und das Ministerium zu beraten, neue Impulse zu geben und Kulturpolitik zu einer 

gemeinsamen Aufgabe aller B� rger zu gestalten. Die Zielrichtung der gemeinsamen Arbeit 

m� sste genauer definiert und strukturiert werden. Die FDP h� lt das Berichtswesen in NRW 

teilweise f� r zu ausgepr� gt. Sinn macht der Kulturwirtschaftsbericht NRW, der regelm� ûig 

alle zwei bis drei Jahre im Hinblick auf unterschiedliche Gesichtspunkte das 

Zusammenspiel von Kultur und Wirtschaft in unserem Lande beleuchtet.�
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�

Die Landeskulturkonferenz ist eine sinnvolle Einrichtung. Wir m� chten, dass sie sich noch 

st� rker in die gesellschaftliche Debatte zur Neuorientierung von Kulturpolitik einbringt und 

zur L� sung der offenen Fragen beitr� gt. Die Landeskulturberichte sind eine notwendige 

Grundlage f� r diese Diskussion und sollten j� hrlich erstellt werden.  

�

�

�

� �� �� : LUG�,KUH�3DUWHL�RGHU�) UDNWLRQ�] XJXQVWHQ�HLQHU�NRQWLQXLHUOLFKHQ�3URMHNW��

XQG�3URJUDP P I| UGHUXQJ�GDV�� $EVFKP HO] HQ� �IOH[ LEOHU�3URMHNWP LWWHO�LP �

%HUHLFK�GHU�. XOWXULQVWLWXWLRQHQ�VWRSSHQ�XQG�GLH�. • U] XQJ�] HQWUDOHU�

) | UGHUP LWWHO�YHUKLQGHUQ" �

�

�

Kulturf� rderung muss grunds� tzlich l� ngerfristig angelegt sein. Nur so k� nnen Planungs-

sicherheit und Nachhaltigkeit in der Kultur erzielt werden, die f� r Entwicklungen und 

kreative Neuerungen von h� chster Bedeutung sind.  

 

 siehe 1.2) 

 

 

�

Kulturinstitute wie freie Projekte und Initiativen brauchen eine ausreichende und verl� ss-

liche Finanzierung. Sie brauchen Planungssicherheit, um kontinuierlich arbeiten zu k� nnen. 

Dazu ist eine Verstetigung der F� rderung notwendig. Gleichzeitig gilt es, k� nftig st� rker 

Raum f� r Impulse und Neuerungen zu schaffen. Deshalb wird sich die PDS sowohl gegen 
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das Abschmelzen der flexiblen Projektmittel im Bereich der Kulturinstitutionen als auch 

gegen die K� rzung zentraler F� rdermittel wenden.  

 

 

 

� �� �� : HOFKH�$QVl W] H�LP �%HUHLFK�GHU�NXOWXUHOOHQ�6WUXNWXUSROLWLN�YHUIROJHQ�6LH" �

 

�
 
Die durch den Ressortzuschnitt des Ministeriums f� r St� dtebau und Wohnen, Kultur und 

Sport erwachsenden M� glichkeiten, Strukturpolitik insbesondere im Bereich der 

Stadterneuerung mit kulturpolitischen Anliegen zu vernetzen, sind durch die gr� ne 

Kulturpolitik in den vergangenen f� nf Jahren intensiv genutzt worden. Eine Vielzahl 

kultureller Investitionen, insbesondere die Umnutzung von Baudenkm� lern und das 

Stadtbild pr� genden Geb� uden f� r kulturelle Zwecke wie Museen, Theater usw. sind 

dadurch in den vergangenen Jahren � berhaupt erst m� glich geworden. Der Erfolg der 

Bewerbung Essens und des Ruhrgebiets als Kulturhauptstadt Europas 2010 und der Erfolg 

der RuhrTriennale zeigen, wie die Verbindung von Strukturpolitik und Kulturpolitik erfolg-

reich wirkt und so eine neue urbane Identit� t in den St� dten des Wandels wachsen kann. 

Dar� ber hinaus ist die Einbeziehung von K� nstlerinnen und K� nstlern in nahezu alle 

Programme der Stadterneuerung selbstverst� ndlich geworden. Diese Politik wollen wir in 

den kommenden Jahren fortsetzen und ausbauen. 

 

 

�

Œ An die Stelle der staatlich organisierten Kulturb� rokratie m� ssen Strukturen der Team-

arbeit und der Organisation in Netzwerken zwischen B� rgern, St� dten und Gemeinden, 

freier Szene , Kirchen, Medien und Kunsthochschulen treten. Die staatliche Kulturpolitik 

muss sich als Initiator und Dialogpartner solcher Netzwerke begreifen und nicht als 

oberste Regulierungsbeh� rde.  



 

��� �������
	�� 
 	 ����������� 	������ ��������� ��� ��� !#" $&%�'�"&%(�
)�� � �
�
� 	 � � �

 

 

�

Œ Wir wollen f� r die Übertragbarkeit von Haushaltsbudgets oder mehrj� hrige Haushalte 

eintreten, um Planungssicherheit zu erm� glichen. 

Œ Wir wollen aufwendige Antrags- und Bewilligungsverfahren vereinfachen, bei denen f� r 

die Vergabe relativ geringer Betr� ge eine erhebliche B� rokratie entstanden ist. 

Œ Wir wollen im F� rderdschungel NRW f� r mehr Transparenz und Haushaltsklarheit 

sorgen. 

Œ Wir wollen dort Strukturen abbauen, wo die Kosten f� r die Aufrechterhaltung der Struk-

turen in keinem angemessenen Verh� ltnis zum erzielten Effekt bzw. zu den bei der 

Kultur ankommenden Geldern steht.  

 

 

 

Die FDP f� hlt sich in der Verantwortung, die kulturellen Strukturen unseres Landes zu 

erhalten, zu erweitern und Netzwerke systematisch zu verst� rken. Sowohl die einzelnen 

Sparten der Kultur wie auch die regionale Verteilung der kulturellen Institutionen und Initi-

ativen m� ssen in Anbetracht der Vielfalt unserer Bev� lkerung und der Verantwortung f� r 18 

Millionen Menschen in einem Fl� chenstaat angemessen ber� cksichtigt werden. 

 

 

�

Auch in der regionalen Kulturstrukturpolitik ist eine verl� ssliche � ffentliche Finanzierung 

entscheidend. Land und Kommunen sind hier in der Pflicht, und wir werden diese 

einfordern. Dar� ber hinaus halten auch wir st� rkeres zivilgesellschaftliches und wirt-

schaftliches Engagement f� r notwendig. Auch in den Regionen ist ein Dialog dar� ber 

notwendig, wie die je spezifischen kulturellen Potentiale gest� rkt und in produktiver 

Konkurrenz zu anderen Regionen ± nunmehr im zusammenwachsenden Europa - 

entwickelt werden k� nnen.  
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� �� �� : HOFKH�,QLWLDWLYHQ�Z HUGHQ�6LH�LP �%HUHLFK�GHU�LQWHUQDWLRQDOHQ�. XOWXU�

SROLWLN�HUJUHLIHQ" �

 

�

Die internationale Kulturpolitik hat f� r gr� ne Kulturpolitik immer hohe Priorit� t. Sie dient zum 

einen dem interkulturellen Dialog und bietet zum anderen insbesondere auch gerade vielen 

K� nstlerinnen und K� nstlern der freien Kulturszene Nordrhein-Westfalens zus� tzliche 

Auftrittschancen im Ausland. In den kommenden Jahren sollte der Schwerpunkt der 

internationalen Kulturarbeit die Zusammenarbeit mit den EU-Beitrittsl� ndern und den EU-

Beitrittskandidaten liegen, damit das zusammenwachsende Europa auch im k� nstlerischen 

Austausch Wirklichkeit wird. 

 

 

 

Seitens des Landes muss eine systematische internationale Kulturpolitik aufgebaut werden, 

die unter anderem folgende Elemente enth� lt:  

Œ Internationale Tourneen nordrhein-westf� lischer K� nstler und Ensembles im Ausland 

bzw. Gastspiele ausl� ndischer K� nstler und Ensembles in NRW, 

Œ Ausstellungen nordrhein-westf� lischer Museen oder einzelner K� nstler im Ausland und 

umgekehrt ausl� ndischer Museen oder K� nstler in NRW, 

Œ NRW-Kulturtage in groûen Metropolen wie Paris, Warschau, New York, Moskau, 

Schanghai, Hongkong, Tokio, etc., 

Œ Gemeinschaftsprojekte zwischen nordrhein-westf� lischen K� nstlern und solchen aus 

einer oder mehreren anderen Nationen,  

Œ Systematische Zusammenarbeit mit dem Goethe-Institut, 

Œ Erschlieûung von EU-, Bundes- und Bundeskulturstiftungsmitteln, 

Œ Nutzung der Kultursekretariate als Instrumente internationaler Landeskulturpolitik ( z.B. 

¹Transferª),  

Œ Nutzung der Kulturhauptstadtbewerbung der Stadt Essen und des Ruhrgebiets als 

Chance f� r internationale Landeskulturpolitik,  
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Œ aber auch die Begegnung mit unseren direkten europ� ischen Nachbarn, wie es zum 

Beispiel in der Euregio Aachen oder auch im Kulturraum Niederrhein geschieht.  

�

 

 

Die Zusammenarbeit bei Projekten mit anderen L� ndern wie zum Beispiel mit England oder 

der Schweiz hilft, Grenzen zu � berschreiten und internationale Kunst nach NRW zu holen 

sowie NRW-Kultur ins Ausland zu bringen. In einem zusammenwachsenden Europa wird 

dies von groûer Bedeutung f� r die Zukunft sein, denn Kultur bildet im Austausch eine 

gemeinsame Chance. 

�

�

�

Angesichts zunehmender auch kultureller Konflikte in der Welt und unserer Gesellschaft 

wollen wir den Dialog der Kulturen bef� rdern und vielf� ltige M� glichkeiten der Begegnung 

und des Austauschs schaffen - sowohl in der ausw� rtigen Beziehungen als auch innerhalb 

des Landes. Wir wollen, dass der Kulturaustausch auch � ber die EU hinaus weiter 

gef� rdert und intensiviert wird und dies im Sinne einer ¹Zweibahnstraûeª und des Aus-

tauschs ¹auf Augenh� heª. Wir wollen mehr tun, um die ProtagonistInnen anderer Kulturen 

nach Deutschland herein zu holen und den Kulturbetrieb f� r sie zu � ffnen. 

Die PDS sieht die Vielfalt der Kulturen, Religionen und Sprachen in Europa als unverzicht-

baren Wert. Sie engagiert sich daf� r, eine europ� ische Kulturpolitik zu entwickeln, die die 

Vielfalt und die Unterschiede, insbesondere in den bisherigen und den Beitrittsl� ndern aus 

Mittelosteuropa, positiv bewertet und nutzt. Wir pl� dieren f� r eine Kulturpolitik, die das 

verbindende und gemeinsame Erbe aufgreift und zugleich auf ein Europa gerichtet ist, das 

f� r Weltoffenheit, Toleranz und Ausgleich steht. Die PDS begr� ût, dass die Wahrung der 

kulturellen Vielfalt als Ziel der Europ� ischen Union in Artikel 3 des Verfassungsentwurfs 

des Konvents verankert wurde. Wir setzen uns daf� r ein, dass diese Zielstellung zum 

Maûstab des Handelns in allen Politikbereichen wird. Wir unterst� tzen die Initiative zur 

Erarbeitung und nationalen Umsetzung einer internationalen Konvention zum Schutz der 

kulturellen Vielfalt.  In diesem Sinne muss auch die Diskussion um Dienstleistungen von 
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allgemeinem Interesse im Rahmen der GATS-Verhandlungen gef� hrt werden. Es ist 

politisch zu sichern, dass Kulturg� ter nicht wie herk� mmliche Handelswaren behandelt 

werden und die M� glichkeit der � ffentlichen F� rderung f� r bestimmte � ffentliche 

Dienstleistungen im Interesse der Wahrung der kulturellen Vielfalt erhalten bleibt. 

Insbesondere zur Abwehr dieser Gefahren, halten wir es f� r notwendig, dass Deutschland 

in der europ� ischen Kulturpolitik mit ¹einer Stimmeª spricht.  

�

�

�

� �� . XOWXUODQGVFKDIW�1 5 : �

Charakteristisch f� r die Kulturlandschaft in Nordrhein-Westfalen ist ± zur Zeit noch 

± ihre Dichte, ihre Vielfalt und ihre kreativen Milieus. Angesichts der 

Herausforderungen im europ� ischen Einigungsprozess und einer nach wie vor 

gef� hrten bzw. zu f� hrenden F� deralismusdebatte m� ssen Land, Regionen und 

Kommunen die Positionierung dieser Kulturregion und ihre Potentiale st� rken. 

Dabei gilt es, eine Zieldefinition f� r die Entwicklung dieser Kulturlandschaft 

innerhalb zu erwartender neuer Rahmenbedingungen zu formulieren.�

�

�

� �� �� : LH�P XVV�XQG�NDQQ�N• QIWLJH�/ DQGHVSROLWLN�GLH�OHEHQGLJH�XQG�YLHOIl OWLJH�

. XOWXUODQGVFKDIW�LQ�1 5 : �HUKDOWHQ�XQG�SURILOLHUHQ" �: LH�JHGHQNW�,KUH�

3DUWHL�RGHU�) UDNWLRQ�GDUDXI�KLQ] XZ LUNHQ��GDVV�GLH�3RWHQWLDOH�LQ�XQVHUHP �

/ DQG�VWl UNHU�DOV�ELVKHU�JHI| UGHUW�Z HUGHQ" �

�

 (zu Punkt 2)�

Die Dichte, die Vielfalt und die kreativen Milieus sind Kennzeichnen f� r die Kulturlandschaft 

Nordrhein-Westfalens. Wir werden diese Qualit� ten nur bewahren, wenn wir die M� glich-

keiten der Zusammenarbeit f� rdern und die differenzierte und spezifische F� rderung her-

ausragender Projekte fortsetzen. Dabei ist auch die Regionale Kulturpolitik von besonderer 

Bedeutung. Sie hat sich etabliert, sie ist angenommen und wird erheblich nachgefragt. Die 
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Zusammenarbeit hat sich so gut entwickelt, dass die Notwendigkeit zu organisatorischen 

Hilfen abnimmt. Die Abstimmungsprozesse zwischen kommunaler, regionaler und Landes-

kulturpolitik sind in den Beir� ten gut organisiert. Alle Beteiligten k� nnen sich einbringen. 

Auf dieser Basis ist die verl� ssliche Fortsetzung der qualifizierten finanziellen F� rderung 

entlang inhaltlich ausgewiesener Programme besonders viel versprechend und notwendig. 

Wir wollen der regionalen Kulturpolitik als Gemeinschaftsaufgabe zwischen Land, Kom-

munen und den zivilgesellschaftlichen Potentialen neue Impulse geben, um regionale 

Kulturlandschaften weiter zu profilieren. Dabei k� nnen Foren helfen, die als Denkwerk-

st� tten oder Gespr� chskreise zur Selbstverst� ndigung und zur Vermittlung zwischen Kunst- 

und Kulturschaffenden, Kunstf� rderern und dem Publikum dienen, um schlieûlich zur er-

folgreichen Weiterentwicklung der kulturellen Infrastruktur und des jeweiligen regionalen 

Profils beizutragen.  

 

Das Betonen der Breite und Vielfalt macht nur Sinn, wenn in dieser Breite auch Spitzen-

leistungen gef� rdert werden. Dies dient sowohl den Kunstinteressierten in unserem Lande 

wie auch dem Standortprofil des Landes innerhalb der Bundesrepublik und Europas. Die 

Triennale ist ein Musterbeispiel f� r eine erfolgreiche Politik in dieser Richtung. 

Herausragende Einrichtungen und Aktionen, die dieses Profil weiterhin st� rken k� nnen, 

verdienen besondere F� rderung. Die gr� ûte Kraft der Kultur, sich in finanzschwachen 

Zeiten durchzusetzen, liegt nicht im Formalen sondern in ihren Inhalten!  

Herausragende Initiativen, die von der Politik getragen werden, setzen sich auch in Zeiten 

von Haushaltssicherungsgesetzen erfolgreich durch. Das hat sich zuletzt wieder gezeigt, 

als in Hagen das Schumacher-Museum trotz groûer finanzieller Probleme in Angriff 

genommen werden konnte. Kein politisch Verantwortlicher kann sich vor den finanziellen 

Problemen verstecken. Wir m� ssen sie konstruktiv angehen aber keine falschen Illusionen 

wecken. Es ist klar, dass Konsolidierungsprobleme nicht allein � ber sogenannte freiwillige 

Leistungen zu l� sen sind. Die Kommunen m� ssen Handlungsspielr� ume behalten, dies gilt 

f� r den gesamten freiwilligen Bereich einschlieûlich nat� rlich der Kultur. Wir m� ssen 

konsequent f� r die Kultur eintreten und uns dabei im Wettbewerb behaupten. Dies geht nur, 

wenn wir uns entschieden vornehmen, die notwendigen Steigerungen, die f� r das 

ehrgeizige Ziel erforderlich sind, anzugehen. Dar� ber hinaus brauchen Kulturinstitutionen 

Planungssicherheit, wobei die � ffentliche Hand erwartet, dass die dazu bewilligten 

Steuergelder wirksam verwendet werden. Deshalb wollen wir Budgetierungs- und 
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Evaluierungsmethoden verbessern, Wirksamkeitsdialoge und Leistungsnachweise 

einf� hren.  

 

Mit der Übernahme der kommunalen Theater und Orchester in das Gemeindefinan-

zierungsgesetz (GFG) ist ein wichtiger Schritt zu einer transparenten Systematisierung � f-

fentlicher F� rdermittel getan worden. Die Landestheater und Landesorchester sollten einen 

Sockelbetrag aus dem GFG erhalten, der durch eine Landesf� rderung nach klaren 

Leistungskriterien erg� nzt wird. Um die Kulturf� rderung effektiver zu gestalten, sind offene 

Aufgabenkritik und  bessere Abstimmung durch klare Aufgabenbeschreibungen und 

Zust� ndigkeitsabgrenzungen sowie entb� rokratisierte Antragsverfahren dringend 

erforderlich.  

�

 

�

Wir GRÜNE wollen den Kulturetat insgesamt wieder st� rken. Dazu ist auch im gr� nen 

Wahlprogramm einiges deutlich gesagt (siehe Anhang). Die K� rzungen, die wir gemeinsam 

mit unserem Koalitionspartner in den letzten beiden Jahren vornehmen mussten, waren 

schmerzlich. Andererseits ist es gelungen, die Kommunalen Theater, Orchester und 

Musikschulen k� nftig � ber das Gemeindefinanzierungsgesetz (GFG) zu unterst� tzen und 

damit deren Planungssicherheit deutlich zu erh� hen. Insgesamt konnte die vielf� ltige NRW-

Kulturlandschaft in ihren bew� hrten Strukturen trotz harter Sparmaûnahmen erhalten 

werden. Dennoch gilt: es m� ssen f� r die F� rderung von Kunst und Kultur in NRW deutlich 

st� rkere Anstrengungen unternommen werden. Dabei sollten F� rderungen grunds� tzlich an 

nachvollziehbaren Kriterien orientiert sein. Betriebskostenfinanzierungen sollten zuk� nftig 

verst� rkt an Zielvereinbarungen und Leistungen orientiert werden. Ferner sollten mit den 

Stiftungen des Landes ± insbesondere auch der Kunststiftung NRW - klare Absprachen 

� ber k� nftige F� rderschwerpunkte getroffen werden, damit es nicht zu unn� tigen Über-

schneidungen kommt. 
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Von den vielen Elementen, welche die nordrhein-westf� lische Kulturlandschaft pr� gen, 

k� nnen nur einige genannt werden: zum Beispiel die regionale Kulturpolitik, die 

Landschaftsverb� nde und Kultursekretariate, die Laienmusik und die Freie Szene, die 

Kunstakademien und Musikhochschulen, Soziokultur und Landestheater, herausragende 

Denkm� ler und Kulturhauptstadt, Ruhr-Triennale und  Ruhrfestspiele.  Wir brauchen eine 

verl� ssliche Kulturf� rderung, die Planungssicherheit erm� glicht. Eine groûe St� rke besteht 

in der dezentralen Struktur der Kulturf� rderung Nordrhein-Westfalens. Daran wollen wir 

festhalten. Allerdings wollen wir f� r mehr Transparenz und B� rokratieabbau sorgen, um 

den F� rderdschungel in Nordrhein-Westfalen zu lichten. Wir brauchen � berdies eine 

gezieltere Auswertung bzw. Evaluierung von F� rderprogrammen. Im � brigen muss der 

Grundsatz gelten, dass das Land keine eigenen neuen ¹Leuchtt� rmeª errichtet, sondern 

das vorhandene Potential in den Kommunen und in der freien Szene nutzt, um mit Hilfe von 

Landesmitteln eine st� rkere Profilierung, Vernetzung und Darstellung nach auûen zu 

erreichen. (vgl. auch 1.1 ± 1.7) 

 

 

 s. 1.2) 

 

 

�

In Erg� nzung zu den unter 1. schon angef� hrten Punkten halten wir die Erarbeitung von 

Kulturentwicklungskonzeptionen im Land, den Regionen und Kommunen f� r ein sinnvolles 

Instrument ± wohl gemerkt von Konzepten und nicht von Planungsdokumenten. 

Kulturentwicklungsplanung nach Richtwerten und Kennziffern kann der Dynamik und 

Komplexit� t der Kulturprozesse zweifellos nicht gerecht werden. Unsere gegenw� rtigen 

Erfahrungen bei der Erarbeitung solcher Konzepte in Sachsen-Anhalt und Berlin, die beide 

auf Initiative der PDS hin zustande kamen, best� rken uns darin, daf� r zu pl� dieren, ohne 

ihre Wirkung zu � bersch� tzen. In beiden L� ndern ist zu beobachten, dass die Debatten 
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� ber die kulturelle Situation und deren Rahmenbedingungen durch die vorgelegten 

Konzeptionen intensiviert worden sind. In diesen Diskussionen ist wohl der eigentliche Wert 

der Konzepte zu sehen. Sie steigern Aufmerksamkeit und Sensibilit� t f� r dieses Thema und 

erreichen - im besten Falle - ressort- und parteien� bergreifende Verabredungen zur 

Verbesserung der Rahmenbedingungen.  

 

 

 

� �� �� : LH�GHILQLHUHQ�6LH�HLQH�N• QIWLJH�� UHJLRQDOH� �. XOWXUSROLWLN��QDFK�LQQHQ�

XQG�QDFK�DX‰HQ�" �: LH�EHXUWHLOHQ�6LH�GDEHL�GLH�3RVLWLRQ�XQVHUHU�Z HVW�

GHXWVFKHQ�. XOWXUUHJLRQ�KLQVLFKWOLFK�GHU�3DUWQHUVFKDIW�P LW�XQVHUHQ�Z HVW�

OLFKHQ�1 DFKEDUQ" ��

 

�

Die regionale Kulturpolitik, die vor rund 10 Jahren auf Initiative von Rot-GR� N ± und gegen 

Vorbehalte der CDU ± entwickelt worden ist, bleibt ein wichtiges und erfolgreiches Instr-

ument gr� ner Kulturpolitik, welche die kulturpolitische Zusammenarbeit in den Regionen 

und damit deren Erkennbarkeit f� rdert. Die Regionale Kulturpolitik braucht wieder mehr 

Gewicht. Wie groû das Interesse und die M� glichkeiten hier sind, hat gerade auch der 

Regionalpolitische Kulturkongress des zust� ndigen Ministeriums wieder gezeigt. Allerdings 

k� nnen hier die Strukturen st� rker optimiert, inhaltliche Ausrichtungen konkretisiert und die 

Kr� fte vor Ort zum Teil besser geb� ndelt und so insgesamt die RKP gest� rkt werden. 

Unsere Position als Kulturland NRW im Verh� ltnis gerade auch zu unseren westlichen 

Nachbarn ist gut, wie die diversen Beispiele hervorragender grenz� berschreitender 

Kooperationen immer wieder zeigen. Manches l� sst sich hier weiterentwickeln und auch 

voneinander lernen. Die Bewerbung Essens und des Ruhrgebietes als europ� ische Kultur-

hauptstadt wird diese Prozesse stark im Blick haben. Die Weiterf� hrung der RuhrTriennale 

sichert den Kulturstandort NRW im europ� ischen Spektrum ± auch gegen� ber einer sich 

schon wieder abschw� chenden Berlin-Orientierung von Kunst und K� nstlerInnen in den 

letzten Jahren. Hierbei gilt es aber, die AkteurInnen aus der Region wesentlich st� rker als 

bisher einzubinden. 
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Wir halten die regionale Kulturf� rderung f� r gut und wichtig und wollen sie nachhaltig 

f� rdern. Aufgrund der drastischen Mittelk� rzungen ist sie zum Teil gef� hrdet.  Allerdings 

muss die Abgrenzung mancher Regionen � berdacht werden.  Unsere Kulturregion steht 

insbesondere � ber die  Euregio Aachen oder den Kulturraum Niederrhein f� r einen 

fruchtbaren kulturellen Austausch mit unseren unmittelbaren westlichen Nachbarn. Dieser 

Austausch kann und muss auf unterschiedlichen Ebenen (Schulen, Hochschulen, kulturelle 

Einrichtungen) noch erheblich intensiviert werden. Das gilt auch f� r ein gemeinsames sowie 

f� r ein gegenseitiges Kulturmarketing.  

 

  

 

Die regionale Kulturpolitik ist in den letzten Jahren finanziell extrem beschnitten worden, 

ohne dass jemals ihre Effizienz konsequent � berpr� ft wurde. Regionalisierung hat die 

Chance, neue Partner f� r die Kultur in Gesellschaft und Wirtschaft zu gewinnen und die 

Identifikation mit der Region aller B� rger und B� rgerinnen zu verbessern. Dies im Aus-

tausch mit unseren westlichen Nachbarn, Partnerst� dten und Regionen zu sehen, hilft 

Europa zusammenwachsen zu lassen. 

 

 

�

Die PDS kann die Schwerpunktsetzungen und Wirkungen der Regionalen Kulturpolitik 

derzeit nicht im Detail einsch� tzen. Nach den offiziellen Bewertungen waren sie insgesamt 

positiv, fanden aber auch Kritik der Beteiligten. Bei ihrer Fortf� hrung halten wir es f� r 

wichtig, die Balance zwischen Events und Groûprojekten, die auch internationale Aufmerk-

samkeit erzielen und der F� rderung der vielf� ltigen Projektlandschaft zu halten. Ereignisse 

wie die RuhrTriennale sind f� r die Profilierung und Auûenwirkung der Region sicher unver-
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zichtbar, aber es kann nicht sein, dass dies auf Kosten der vielen kleinen Projekte der 

Region geht. Um dies zu verhindern, brauchen die Verantwortlichen in der Region mehr 

Geld aber auch den Willen und das Bewusstsein � ber den Wert dieser vielf� ltigen Projekt-

szene. Die PDS hat mit Spannung und groûem Interesse die Bewerbung des Ruhrgebiets 

mit Essen als Bewerberstadt f� r die Kulturhauptstadt Europas verfolgt. Das Konzept ¹Essen 

f� r das Ruhrgebietª, das eine ganze Region kulturell umwidmen und f� r eine von Wissen 

und Kultur gepr� gte Zukunft erschlieûen will, hat die nationale Expertenjury � berzeugt.  

Auch die PDS sieht darin eine Chance zu einem neuen Entwicklungsschritt, der � ber die 

Bewahrung und Neubespielung von Industriedenkm� lern und deren touristische Erschlieû-

ung hinausgeht und zu einem Modell und Kristallisationspunkt im notwendigen Struktur-

wandel in Europa werden kann.  

�

�

�

� �� �� 0 LW�Z HOFKHQ�0 D‰QDKP HQ��%HLVSLHOH" � �Z LUG�1 5 : �NXOWXUHOOHV�6WDQGRUW�

SURILO�HQWZ LFNHOQ��DXFK�DQJHVLFKWV�GHU�6RJZ LUNXQJ�GHU�+DXSWVWDGW�

%HUOLQ" �

 

�

 NRW muss keine kulturellen Standortprofile entwickeln. Es hat sie in einem Maûe wie nur 

wenige andere Regionen der Welt. Wo gibt es eine gr� ûere Theater-, Museen und Konzert-

hallendichte, wo eine kreativere ¹Masseª in Werbung, Architekten und Design? Nur weiû 

das kaum einer im In- und im Ausland. Daher muss die Kultur zum integralen Bestandteil 

nordrhein-westf� lischen Standortmarketings werden, daher ist die internationale Kulturar-

beit zu intensivieren (vgl. dazu 1.8). Und mit Berlin k� nnen wir es ohnehin aufnehmen ± nur 

pr� senter sollten wir auch dort mit unserer Kultur sein! 
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Unsere vielf� ltigen Festivals sowie die erfolgreiche Positionierung im Wettbewerb um die 

Kulturhauptstadt 2010 geben bedeutende Impulse im Kampf gegen die Sogwirkung der 

Hauptstadt Berlin. Unabh� ngig davon kann es jedoch nicht die Aufgabe von verantwort-

licher Kulturpolitik sein, sich mit Berlin zu vergleichen. Es muss Aufgabe sein, die eigenen 

St� rken zu verst� rken und die eigenen Schw� chen abzubauen. 

 

 

�

Das Beispiel ¹Essen f� r das Ruhrgebietª ist f� r uns ein Modell f� r eine nachhaltige kulturelle 

Standortprofilierung und damit auch f� r die M� glichkeit, sich durch die Aussch� pfung des 

kulturellen Reichtums einer Region in produktiver Konkurrenz gegen� ber Berlin zu 

behaupten. Die kulturelle St� rke von NRW besteht derzeit in der regionalen Vielfalt, im 

Neben- und spannungsreichen Miteinander von Hoch- und Breitenkultur, von Kultur-

wirtschaft und � ffentlichen Angeboten und dem Zusammenleben von Menschen unter-

schiedlicher Kulturen. Fr� her als anderswo wurde hier auf die Herausforderungen von 

Globalisierung und Einwanderung mit Konzepten interkultureller Arbeit reagiert und auf die 

F� rderung kreativer Milieus gesetzt mit positiven Folgen f� r die Lebensqualit� t und die 

wirtschaftliche Entwicklung. Diesen Standortvorteil gilt es auszubauen.  
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� �� �� : LH�VWHOOW�GDV�/ DQG�GXUFK�JHHLJQHWH�JHVHW] OLFKH�0 D‰QDKP HQ�VLFKHU��

GDVV�. RP P XQHQ�DXFK�LQ�VFKZ LHULJHQ�ILQDQ] LHOOHQ�5 DKP HQEHGLQJXQJHQ�

�HWZ D�XQWHU�GHP �. XUDWHO�GHV�+DXVKDOWVVLFKHUXQJVJHVHW] HV��LKUHP �

. XOWXUDXIWUDJ�QDFKNRP P HQ�N| QQHQ�XQG�G• UIHQ" �

�

 

Neue Regulierungen durch neue Gesetze nutzen auch hier wenig ± im Gegenteil!. Aus 

Achtung vor der kommunalen Selbstverwaltung macht es wenig Sinn, dass das Land den 

Kommunen Vorschriften macht. Das w� rde zu einem Eingriff in die kommunale Selbst-

verwaltung f� hren. Das Land muss daf� r sorgen, dass den Kommunen nicht zus� tzliche 

Aufgaben � bertragen werden, ohne daf� r die erforderlichen Mittel bereitzustellen. Das ist 

auch vor dem Hintergrund zu bedenken, dass der L� wenanteil der Mittel f� r Kultur in NRW 

von den Kommunen aufgebracht wird. Kein anderes Bundesland in Deutschland beteiligt 

sich weniger an den Ausgaben f� r Kultur als Nordrhein-Westfalen. Die Praxis der 

Landesregierung wird sich insoweit an den Grundsatz halten, dass die Kulturf� rderung 

keine Aufgabe ist, die dem Belieben der � ffentlichen Hand anheim gestellt sein mag.  

 

 

 

Die FDP hat mit der liberalen Gemeindefinanzreform auf Bundesebene einen Umbau der 

gesetzlichen Rahmenbedingungen zur finanziellen Ausstattung der Kommunen einge-

bracht. Die Kommunen m� ssen langfristig in die kommunale Selbstverantwortung zur� ck-

gef� hrt werden und bei schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen in Abh� ngigkeit von 

Schl� sselzuweisungen und hohen Pflichtaufgabenkosten wieder eigene Spielr� ume zur 

Gestaltung ihres Haushaltes gewinnen. 

�
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Wie unter 1 schon dargestellt, tritt die PDS daf� r ein, die Kulturf� rderung in den Kommunen 

ebenfalls den pflichtigen Selbstverwaltungsaufgaben zuzuordnen. Damit w� re haushalts-

rechtlich sichergestellt dass sie ihrem Kulturauftrag nachkommen d� rfen. Ob sie es k� nnen, 

h� ngt von ihren finanziellen Ressourcen ab, die oftmals schon nicht mehr f� r die Pflicht-

aufgaben reichen. Insofern ist die St� rkung der Finanzkraft des Landes und der Kommunen 

der entscheidende Ansatzpunkt.  

 

 

 

� �� �� : LH�EHZ HUWHW�,KUH�3DUWHL�E] Z ��) UDNWLRQ�DQJHVLFKWV�GHV�RKQHKLQ�JHULQJHQ�

$QWHLOV�LP �/ DQGHVKDXVKDOW�GLH�ELVKHULJHQ�. • U] XQJHQ�LP �. XOWXUEHUHLFK" �

,VW�GDUDQ�JHGDFKW��GLH�. XOWXUDXVJDEHQ�VHLWHQV�GHV�/ DQGHV�1 5 : �

VLJQLILNDQW�] X�VWHLJHUQ" �

 

- Siehe Ausf� hrungen zu 1.4. ±  

 

 

�

Die auf Kosten der Breitenkultur vollzogenen K� rzungen im Kulturbereich sind fatal f� r 

unsere Kommunen. Die kulturelle Grundversorgung wird bedroht. Verbindliche Aussagen 

zu einer von uns gew� nschten Steigerung der Kulturausgaben k� nnen aber zur Zeit nicht 

gemacht werden. Es ist eine Herausforderung, den Haushalt neu auszurichten. 

�
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Diese K� rzungen halten wir f� r sehr problematisch, weil damit das Zukunftspotential von 

NRW verspielt wird. Wir sprechen uns f� r eine Steigerung aus, h� ten uns aber davor, hier 

wohlfeile Erkl� rungen � ber Erh� hungen des Haushaltsansatzes abzugeben, die wir dann, 

wenn wir in Verantwortung geraten, nicht einhalten k� nnen. Die PDS kann sich, wo sie in 

Verantwortung steht, nicht den Notwendigkeiten der Haushaltskonsolidierung verschlieûen. 

Sie kann sich aber anders verhalten, andere politische Priorit� ten bei der Vergabe der 

Mittel setzen. Das Sparen kein Selbstzweck ist, versteht sich von selbst. Es geht also um 

die Definition der politischen Ziele. F� r die PDS ist Kultur eine Zukunftsressource und sollte 

als solche behandelt werden.  

 

 

 

� �� �� : LH�Z HUGHQ�6LH�GLH�$EVWLP P XQJVSUR] HVVH�] Z LVFKHQ�NRP P XQDOHU��

UHJLRQDOHU�XQG�/ DQGHV�. XOWXUSROLWLN�YHUEHVVHUQ" �

 

�

Erstens durch ein grunds� tzlich anderes Gespr� chsklima, das davon gepr� gt sein soll, 

dass das Land in Partnerschaft mit den Kommunen und Regionen Landeskulturpolitik 

treiben m� chte ± und nicht gegen sie. Zweitens durch eine neu strukturierte Arbeit der 

Landeskulturkonferenz (vgl. dazu 1.5). Und drittens durch eine neue Form partnerschaft-

licher Zusammenarbeit zwischen Land und Kommunen in den Kultursekretariaten ¹auf 

gleicher Augenh� heª. 

�

�

 s. 1. 5.)�

�
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Wie die Abstimmungsprozesse zwischen kommunaler, regionaler und Landes-Kulturpolitik 

im Land NRW derzeit organisiert sind, k� nnen wir im Detail nicht beurteilen. Aus unserer 

Sicht ist eine Abstimmung zwischen den Verantwortlichen der verschiedenen Ebenen und 

Ressorts im Sinne einer kooperativen Kulturpolitik unverzichtbar. Innerhalb der PDS haben 

wir mit der St� ndigen Kulturpolitischen Konferenz der PDS ein Gremium zur kontinuier-

lichen Koordination und Vernetzung der kulturpolitischen Aktiven aller Ebenen auf Bundes-

ebene geschaffen und streben dies auch in den einzelnen L� ndern an. �

�

�

�

� �� 6LWXDWLRQ�GHU�N• QVWOHULVFKHQ�%HUXIH" �

Die Antwort der amtierenden Landesregierung auf eine groûe Anfrage der CDU, 

aber auch die ersten Ergebnisse der Bundes-Enquête lassen erkennen, dass sich 

die Situation der k� nstlerischen Berufe (neben den Kreativen sind damit alle im 

Bereich medialer Kulturvermittlung T� tigen gemeint) erheblich verschlechtert hat. 

Besonders die freischaffenden K� nstler/-innen sind seit Jahrzehnten von der allge-

meinen Einkommensentwicklung abgekoppelt. Gleichzeitig wird die Bedeutung der 

Kulturwirtschaft als Innovationsfaktor in unserem Land erkannt. 

 

 

� �� �� 9LHOH�. XOWXUVFKDIIHQGH�VLQG�] HLWZ HLVH�EHVFKl IWLJW�XQG�YRQ�$UEHLWVORVLJ�

NHLW�EHGURKW�RGHU�EHUHLWV�YRQ�GHU�+DUW] �,9�* HVHW] JHEXQJ�EHWURIIHQ��: LH�

Z LUG�,KUH�3DUWHL�RGHU�) UDNWLRQ�GHQ�GDUDXV�HUZ DFKVHQGHQ�3UREOHP HQ�

EHJHJQHQ" �

�

 (zu Punkt 3) 

Der k� nstlerische Bereich ist ein Wachstumsbereich. Die Besch� ftigungen nehmen zu. Es 

besteht ein umfangreiches Angebot f� r K� nstlerinnen und K� nstler, ihnen bei ihrem Schritt 

in die Selbst� ndigkeit zu helfen. Es gibt eine Existenzgr� ndungsf� rderung, die informiert 
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�

und ber� t und Netzwerke anbietet. Industrie- und Handelskammern und kommunale Wirt-

schaftsf� rderungen werden einbezogen. Freiberufliche Berater stehen zur Verf� gung, 

deren Kosten bezuschusst werden k� nnen.  Es werden F� rderdarlehen gew� hrt und 

Gr� ndungspr� mien angeboten. Durch die F� rderung des Medienstandortes NRW sind viele 

Arbeitspl� tze entstanden. Kulturwirtschaftsberichte analysieren den Stand der Probleme 

und geben Hinweise zur Weiterentwicklung. Es werden Vorbereitungen getroffen, eine 

Kulturstatistik - nach M� glichkeit bundesweit - aufzubauen. Einen Innovationsfonds Kultur 

braucht das Land nicht. Die Kulturf� rderprogramme des Landes orientieren sich u. a. auch 

an der Frage der Innovationsf� higkeit. Wichtig ist es jedoch, auf besondere und aktuelle 

Erfordernisse in der Kultur flexibel reagieren zu k� nnen. Deswegen werden wir den vom 

Kulturrat NRW in die Diskussion gebrachten Vorschlag, einen Impulsfond 

(¹Feuerwehrfondª) einzurichten, aufgreifen. 

�

�

�

Die F� rderung von Projekten der ‚kleinen’ Kulturwirtschaft, der Auftrittsst� tten und Clubs, 

Neugr� ndungen und kulturellen Gr� ndungszentren sollte k� nftig unter dem Dach des 

Kulturministeriums erfolgen, da sie wesentliche Aspekte einer vitalen Kulturlandschaft 

darstellen. Dieser Bereich f� hrt derzeit leider nur noch ein Schattendasein im Wirtschafts- 

und Arbeitsministerium ± hier ist eine klare Zuordnung zum Kulturministerium notwendig. 

Die bisherigen vier Kulturwirtschaftsberichte NRW ± � brigens mit Vorbildcharakter f� r 

andere Bundesl� nder, die jetzt auch solche Berichte erstellen ± machen zum einen das 

Potential deutlich, das in NRW steckt und fordern auch zu gezielten Maûnahmen heraus ± 

auch hier m� ssen im Sinne einer aktivierende Kultur- und Arbeitsmarktf� rderung ent-

sprechende Anstrengungen verst� rkt werden, um die vorhandenen Instrumente besser 

nutzen zu k� nnen. Wir GR� NE haben uns auf Bundesebene f� r die Beibehaltung der 

K� nstlersozialkasse ebenso stark gemacht wie f� r die Ber� cksichtigung der besonderen 

Umst� nde von K� nstlerInnen im Rahmen der neuen Sozial- und Arbeitsmarktgesetz-

gebung. 

�

�
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�

�

F� r F� rdermaûnahmen k� nnen nur einige Beispiele genannt werden: K� nstler (Musiker, 

Schriftsteller, bildende K� nstler, Architekten, Schauspieler, Regisseure u.a.) sind in die 

Gestaltung des Schulunterrichts einzubeziehen. Daf� r werden wir einfache Modelle der 

Vertragsgestaltung und Bezahlung entwickeln. Freie Schauspieler sollten als Selbst� ndige 

anerkannt werden, um so auch Zugang zur K� nstlersozialkasse zu erhalten. Die derzeitige 

Gesetzgebung tr� gt dem modernen Arbeitsalltag der Schauspieler nicht ausreichend 

Rechnung. Entscheidend muss letztlich immer die k� nstlerische Leistung sein. 

�

�

�

Hartz IV ist Bundesgesetzgebung. Die Bundes-Enquetekommission ¹Kultur in Deutschlandª 

muss ein Konzept zur K� nstlersozialversicherung vorlegen. 

 

 

�

Die PDS wendet sich gegen einen weiteren Abbau � ffentlicher Besch� ftigung im kulturellen 

Bereich. Der vollzogene Personalabbau hat schon jetzt dazu gef� hrt, dass die � ffentliche 

Hand im Land und in den Kommunen immer weniger ihrer Verantwortung f� r die Daseins-

vorsorge nachkommen kann. Die ungesicherte ¹Projektkulturª und kurzfristige Maûnahmen 

der Arbeitsf� rderung k� nnen daf� r kein Ausgleich sein. Mit der Einf� hrung von Ein-Euro-

Jobs besteht gegenw� rtig die Gefahr einer weiteren Verdr� ngung von festen Stellen im 

kulturellen Bereich. Dem will die PDS gegensteuern, durch die Stabilisierung der � ffent-

lichen und freigemeinn� tzigen Tr� ger, durch die Entwicklung der kulturellen Potentiale in 

den Regionen und Kommunen auch durch den privatwirtschaftlichen kulturellen Sektor. 

Dar� ber hinaus streben wir die Einrichtung eines � ffentlich gef� rderten Besch� ftigungs-

sektors in sozialen und kulturellen T� tigkeitsfeldern an. Die PDS streitet an der Seite der 

Gewerkschaften f� r existenzsichernde Arbeit und soziale Sicherung.  

�
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�

�

� �� �� : HOFKH�0 LOGHUXQJHQ��) | UGHUP D‰QDKP HQ�XQG�$QUHL] H�I• U�NUHDWLYH�

%HUXIVJUXSSHQ�VLQG�YRUVWHOOEDU" �

�

� �Siehe auch 3.2. ± 

 

 

 bis 3.5) 
 
Ein Programm wie ¹Start Artª ± f� r das es vor einiger Zeit es eine Haushaltsstelle beim 

Wirtschaftsministerium gab - sollte wieder neu aufgelegt werden. K� nstlerinnen und 

K� nstler wurden unterst� tzt und konnten sich bez� glich Existenzgr� ndung, Startgeld etc. 

professionell beraten lassen.  

 

Die bisherigen Kulturwirtschaftsberichte der Landesregierung haben die Arbeit der 

Kulturwirtschaftsbetriebe und die Zusammenarbeit zwischen Kultur und Wirtschaft 

beschrieben. K� nftige Kulturwirtschaftsberichte sollten neben einer Beschreibung auch die 

Untersuchung von neuen Chancen darstellen und damit Impulse f� r neue kulturwirtschaft-

liche Aktivit� ten setzen. Ein Innovationsfonds Kultur - wie auch immer ausgestattet ± 

k� nnte hier ohne groûe B� rokratie wirksam werden k� nnen.�

�

�

�

Einzelne F� rdermaûnahmen und Anreize f� r kreative Berufsgruppen k� nnen die Situation 

der Kreativen im Lande zwar mindern, entscheidend ist aber auch hier, die Rahmen-

bedingungen auf Bundes- und europ� ischer Ebene zu ihren Gunsten zu ver� ndern.  
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�

Dringend notwendig ist eine St� rkung der Rechte und Wirkungsm� glichkeiten der Kreativen 

in dieser Gesellschaft. Die PDS setzt sich f� r eine Harmonisierung des Urheberrechts auf 

europ� ischer und internationaler Ebene ein, insbesondere hinsichtlich des Urheberver-

tragsrecht und der Urheberpers� nlichkeitsrechte. Sie strebt eine Ausstellungsverg� tung f� r 

bildende K� nstlerinnen und K� nstler sowie die Einf� hrung eines modernen K� nstler-

gemeinschaftsrechts an. Sie engagiert sich aktuell f� r den Erhalt der K� nstlersozialver-

sicherung als einer entscheidenden sozialpolitischen Errungenschaft und will langfristig 

eine Solidarische B� rgerversicherung einf� hren, die auch diese Berufsgruppen einschlieût 

und ihnen mehr Sicherheit bietet.  

�

�

�

� �� �� : HOFKH�. RQVHTXHQ] HQ�] LHKW�,KUH�3DUWHL�RGHU�) UDNWLRQ�DXV�GHQ�ELVKHU�

YHU| IIHQWOLFKWHQ�. XOWXUZ LUWVFKDIWVEHULFKWHQ�GHU�/ DQGHVUHJLHUXQJ" �

�

�

Es ist gut zu wissen und immer wieder darauf hinzuweisen, welchen wirtschaftlichen 

Stellenwert die Kultur in NRW hat, und welche Umwegrentabilit� t die Kulturausgaben der 

� ffentlichen Hand haben ± aber zur Begr� ndung von Kulturausgaben sollten wir uns auf 

andere Werte als den von Euro uns Cent besinnen! Wir begr� ûen nat� rlich jede Initiative, 

bei der sich kulturelle Einrichtungen oder Festivals zu Wirtschaftsfaktoren in der Region 

und dar� ber hinaus entwickeln. Es ist keine Frage, dass im Umfeld des kulturellen Lebens 

Arbeitspl� tze entstehen.  

 

 

 

Nicht zuletzt die ver� ffentlichten Kulturwirtschaftsberichte und das Beispiel NRW haben die 

PDS zu einem Umdenken in Bezug auf die Bedeutung und Potentiale der Kulturwirtschaft 

und Kulturindustrie bewogen. Wir erkennen ihre wirtschaftlichen und innovativen Potentiale 

an und halten aus diesem Grunde eine zielgerichtete Unterst� tzung und F� rderung in 

enger Verbindung des Wirtschafts- und Kulturressorts f� r notwendig. Auch im kulturellen 
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�

Leben sind das ja l� ngst keine getrennten Welten mehr. Den Erhalt der � ffentlichen 

Kulturf� rderung sehen wir auch als Voraussetzung daf� r an, dass die Kulturwirtschaft 

weiterhin international bestehen kann. Wir wollen auch hier Vielfalt erhalten und innerhalb 

des differenzierten Spektrums der Kulturwirtschaft jene Bereiche und Produkte gef� rdert 

sehen, die es schwer haben in der Konkurrenz mit den Groûanbietern zu bestehen. 

Deshalb setzen wir uns auch im internationalen Maûstab f� r den Erhalt der Buchpreis-

bindung ein und streiten auf europ� ischer Ebene daf� r, die M� glichkeiten � ffentlicher 

F� rderungen f� r den Film als Kulturgut und f� r die � ffentlich-rechtlichen Medien zu 

erhalten. 

 

 

 

� �� �� : HOFKH�0 D‰QDKP HQ�VLQG�JHSODQW��XP �N• QVWOHULVFKH�XQG�NXOWXUZ LUW�

VFKDIWOLFKH�( [ LVWHQ] JU• QGXQJHQ�] X�HUOHLFKWHUQ" �

�

�

Das inzwischen eingestellte F� rderprogramm Startart muss zun� chst auf seine Wirksam-

keit und seine Ergebnisse hin � berpr� ft werden. Davon kann eine Neuauflage dieses 

Programms abh� ngig gemacht werden. Wir werden M� glichkeiten pr� fen, Kredite � ber die 

Kreditanstalt f� r Wiederaufbau f� r den Kulturbereich zu � ffnen. Ferner m� ssen Netzwerke 

zwischen Galerien, Kunsthochschulen, K� nstlerinnen und K� nstlern, Jugendkunstschulen 

usw. gef� rdert werden.  

 

 

 

�
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�

� �� �� : LH�EHXUWHLOHQ�6LH�LP �. RQWH[ W�GLHVHU�h EHUOHJXQJHQ�GLH�&KDQFHQ�XQG�

$XVZ LUNXQJHQ�HLQHV�� ,QQRYDWLRQVIRQGV�. XOWXU� " �

�

�

F� r einen Innovationsfonds NRW-Kultur setzen wir GR� NE uns aus � berzeugung ein.  

�

�

Parallel zu einem Innovationsfonds Kultur sollte man eine Denkfabrik einrichten, in welche 

Richtung Landeskulturpolitik gehen sollte. Einen solchen Innovationsfonds einzurichten 

w� re dann sinnvoll, wenn sich Privatpersonen f� nden, die einen Grundstock f� r einen 

solchen Fonds anlegen.  Aus diesem Fonds k� nnte man innovative Ideen f� rdern. 

�

�

�

� �� . XOWXUEDXWHQ�XQG�6SLHOVWl WWHQ�

Seit Mitte der achtziger Jahre ist viel Geld in die kulturelle Umnutzung ehemals 

gewerblicher Geb� ude investiert worden, zuletzt im Zusammenhang mit der 

RuhrTriennale. Neben dem Problem, dass den investiven Ausgaben bisher keine 

angemessene Bereitstellung von Programmmitteln f� r eine dauerhafte Nutzung 

folgte ± der Kulturrat NRW hat dies bereits vor drei Jahren unter dem Stichwort 

"H� lle statt F� lle" moniert ± stellen wir als neue Herausforderung einen erheblichen 

Instandhaltungs- und Modernisierungsbedarf bei den bestehenden Kulturbauten 

(Theater, Opernh� user, Museen, Bibliotheken u. a.) sowie bei der Bereitstellung 

von Ateliers und Probenr� umen fest. 
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�

� �� �� : LH�EHXUWHLOHQ�6LH�GDV�6SDQQXQJVYHUKl OWQLV�YRQ�EHVWHKHQGHQ�. XOWXU�

EDXWHQ��8 P EDXWHQ�XQG�1 HXEDXWHQ" �: LH�VWHKHQ�6LH�] XU�NXOWXUHOOHQ�

� 8 P QXW] XQJ� �Z HLWHUHU�HKHP DOV�JHZ HUEOLFK�JHQXW] WHU�* HEl XGH" �

 

�(zu Punkt 4) 

Die Leistungen der Landesregierung in diesem Bereich sind vorbildlich. Die Investitionen 

f� r die RuhrTriennale, f� r die Umwidmung von Industriebauten in allen Regionen des 

Landes f� r kulturelle Zwecke sowie das Museumsbauprogramm haben hervorragende 

Ergebnisse gebracht. Die jeweiligen Tr� ger der Einrichtungen haben im Rahmen des 

F� rderverfahrens zugesichert, dass ihnen die laufenden Mittel f� r den Betrieb der Ein-

richtungen zur Verf� gung stehen. Andernfalls findet auch keine Investitionsf� rderung statt. 

Der Instandhaltungs- und Modernisierungsbedarf bei bestehenden Kulturbauten (Theatern, 

Opernh� usern, Museen, Bibliotheken u.a.) ist sehr groû.�Schon jetzt f� rdert das Land � ber 

das  Gemeindefinanzierungsgesetz Umnutzung von Geb� uden. Investitionst� tigkeiten von 

Land und Gemeinden sind wichtige Methoden zur Verringerung der Arbeitslosigkeit. Die 

Umnutzung von Geb� uden f� r Ateliers und Probenr� ume werden von der Stadtentwicklung 

des Landes kontinuierlich unterst� tzt, soweit die allgemeinen Prinzipien der Stadtent-

wicklung eingehalten sind.  

Die Kommunen sind ihrer Verantwortung - aus welchen Gr� nden auch immer - nicht immer 

nachgekommen. Eine wirksame Hilfe des Landes in diesem Bereich erfordert Gr� ûen-

ordnungen, die sich nicht auf einen Schlag finanzieren lassen. Zudem muss sichergestellt 

sein, dass fehlendes Eigenengagement der Eigent� mer nicht durch die Entlastungen des 

Landes verst� rkt wird. Es bedarf einer eindeutigen Priorit� tensetzung: Die Bestandspflege 

und eine finanziell gesicherte Unterhaltung von Kultur-Geb� uden (Museen, Theatern, 

Konzerts� len, Musikschulen etc.) sowie deren Modernisierung m� ssen Vorrang vor neuen 

Bauten haben. Dazu muss in einer konzertierten Aktion von Land und Kommunen ein 

¹Erneuerungsprogramm f� r Kulturbautenª erarbeitet werden.  
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�

�

Aus gr� ner Sicht gibt es in NRW grunds� tzlich ausreichend hoch spezialisierte 

Funktionsbauten f� r die Kultur. Generell ist eine � ffnung f� r vielf� ltige Nutzungen bei 

Modernisierungen und Umstrukturierungen solcher Bauten immer zu begr� ûen. 

�

�

�

In Zukunft m� ssen wir erhebliche Mittel in den Erhalt der Bausubstanz bestehender 

kultureller Einrichtungen investieren. Das hat eindeutigen Vorrang vor neuen Baumaû-

nahmen. Die Umnutzung ehemals gewerblich genutzter Geb� ude, insbesondere der 

Industriedenkm� ler, bereichert das kulturelle Leben. Sie st� ût da an eine Grenze, wo 

Investitionskosten und Unterhaltskosten in keinem Verh� ltnis mehr zum kulturellen Ertrag 

stehen.  

 

�

�

Die FDP sieht einen gewaltigen Sanierungsstau bei den bestehenden Kulturbauten und 

bef� rwortet daher Modernisierung, Umbau und Profilst� rkung vorhandener Kultur-

institutionen. Bei der Vielzahl unserer Kulturbauten und Institutionen kann es nicht Ziel 

einer verantwortungsvollen Kulturpolitik sein, immer mehr Einrichtungen zu schaffen statt 

Vorhandenes zu renovieren und zu reformieren. 

�

�

�

Wir sind der Meinung, dass die Bestandspflege und gesicherte Unterhaltung vorhandener 

Bauten und Kulturst� tten und deren Modernisierung Vorrang vor Neubauten haben soll. 

Hinzuf� gen m� chten wir, dass die Mittel f� r die Restaurierung und Modernisierung durch 

proportional entsprechende Mittel zur kulturellen Nutzung zu erg� nzen w� ren. ¹Geld f� r die 
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�

bauliche H� lle verlang auch Mittel f� r die inhaltliche F� lleª ± dieser Forderung des 

Kulturrats NRW schlieûen wir uns an. 

 

 

  

� �� �� ,Q�Z HOFKHU�: HLVH�NDQQ�GDV�/ DQG�HLQHQ�%HLWUDJ�OHLVWHQ��GLH�• EHUZ LHJHQG�

LQ�SULYDWHU�RGHU�NRP P XQDOHU�7Ul JHUVFKDIW�EHILQGOLFKHQ�EHVWHKHQGHQ�

. XOWXUEDXWHQ�EDXOLFK�XQG�DXVVWDWWXQJVWHFKQLVFK�DXI�GHQ�DNWXHOOHQ�

6WDQGDUG�] X�EULQJHQ" �

�

�

Pflege und Unterhalt sind Aufgabe der Kommunen. Sie sind Tr� ger der Kultureinrichtungen 

und m� ssen f� r den baulichen Zustand Sorge tragen. Dem Substanzerhalt muss vor Ort ein 

geb� hrender Stellenwert einger� umt werden. Das Kultur- und St� dtebauministerium kann 

aus dem Bereich der Stadtentwicklung da helfen, wo es um stadtbildpr� gende Geb� ude, 

Umnutzungen oder denkmalbedingte Mehraufwendungen geht. 

 

 

�

Das Land kann sich nicht ± wie zur Zeit - mit der Begr� ndung aus der Verantwortung 

ziehen,  dass es sich hier im wesentlichen um kommunale Geb� ude handele. Es geht um 

das kulturelle Leben des Landes insgesamt. Da es hier um erhebliche Investitionssummen 

geht, m� ssen die Kommunen einerseits unterst� tzt werden, andererseits w� re es wichtig, 

Kooperationsmodelle mit privaten Investoren zu entwickeln. Ein entsprechendes Sonder-

programm im Rahmen der St� dtebauf� rderung ist jedenfalls angezeigt.  

�

�
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�

�

Wir halten ein Kulturinvestitionsprogramm zur Sanierung und Modernisierung in 

Zusammenarbeit mit den privaten und kommunalen Tr� gerschaften f� r vordringlich. 

 

 

 

� �� �� : LH�VWHKHQ�6LH�] XU�8 P VHW] XQJ�HLQHU�6Wl GWHEDXI| UGHUP D‰QDKP H�

� $WHOLHUV�XQG�3UREHQUl XP H� " �

�

�

Im Rahmen der kulturellen Umnutzung von Baudenkm� lern und Stadtbild pr� genden 

Geb� uden sind schon in der Vergangenheit im Rahmen kommunaler Stadtentwicklungs-

konzepte aus der St� dtebauf� rderung Investitionen auch f� r Ateliers und Prober� ume 

gef� rdert worden. Dies kann und sollte auch zuk� nftig m� glich sein. Im Zentrum solcher 

Maûnahmen muss aber auch weiterhin eine kommunal getragene Stadtentwicklungs-

konzeption stehen, die Kulturpolitik mit Strukturpolitik verbindet. 

 

�

�

Eine solche Maûnahme w� rde jenen K� nstlerinnen und K� nstlern groûen Nutzen bringen, 

die aufgrund ihrer sozialen Lage Ateliers oder Prober� ume nicht mieten oder gar als 

Eigentum erwerben k� nnen. Existierende Einrichtungen und private Initiativen wollen wir 

weiterhin unterst� tzen. Das kann allerdings nur in sehr enger Abstimmung mit den 

Kommunen erfolgen.  

�

�
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�

�

Grunds� tzlich positiv; zun� chst jedoch Sanierung, vielleicht auch unter dem Gesichtpunkt 

Ateliers und Probenr� ume 

�

�

�

Wenn wir auch die konkrete Umsetzung einer St� dtebauf� rdermaûnahme "Ateliers und 

Probenr� ume" derzeit nicht einsch� tzen k� nnen, m� chten wir doch ihre entscheidende 

Bedeutung zur F� rderung der bildenden und darstellenden Kunst und zur Unterst� tzung 

der K� nstlerInnen und K� nstler hervorheben. Sie muss auf alle F� lle fortgesetzt werden.  

�

�

�

� �� �� : LUG�,KUH�3DUWHL�RGHU�) UDNWLRQ�HLQ�EDXOLFKHV�0 RGHUQLVLHUXQJVSURJUDP P �

I• U��VR] LR��NXOWXUHOOH�=HQWUHQ�QHX�DXIOHJHQ" �

 

�

Schon in den vergangenen Jahren wurden solche Kulturzentren mit Mitteln der 

St� dtebauf� rderung ± gerade auch durch die Umnutzung von gewerblichen R� umen ± 

geschaffen. Sie sind heute eine wichtige S� ule des nordrhein-westf� lischen Kulturlebens, 

und das Land muss die Soziokulturellen Zentren auch zuk� nftig weiter f� rdern. Ein bau-

liches Modernisierungsprogramm f� r Kultureinrichtungen � hnlich dem Modernisierungs-

programm f� r soziokulturelle Zentren in den Jahren 1998 ff. kann man pr� fen. Zu betonen 

ist aber, dass es nicht Sinn der St� dtebauf� rderung ist, einen durch unterlassene Bau-

unterhaltung der verantwortlichen Kommunen entstandenen Sanierungsbedarf zu 

finanzieren. Gerne weisen wir aber auch auf das gerade vorgelegte Stadterneuerungs-

programm 2005 hin, wo auch Kultureinrichtungen mit entsprechenden Investitionen 

gef� rdert werden. 
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�

Es ist unbestritten, dass hier von Fall zu Fall geholfen werden muss. Ob dazu ein eigenes 

Modernisierungsprogramm aufzulegen sein wird, ist zum gegenw� rtigen Zeitpunkt nicht 

abzusch� tzen. Voraussetzung w� re allerdings, dass sich die (sozio-)kulturellen Zentren 

auch inhaltlich modernisieren.  

 

 

 

Die FDP sieht die soziokulturellen Zentren sehr kritisch. 

 

 

�

Insbesondere hier sehen wir Nachholbedarf und werden uns daf� r engagieren.  
 

 

 

� �� 6FKXOH�XQG�NXOWXUHOOH�%LOGXQJ�

Kultur und Bildung stehen in enger Korrelation, in individueller wie in gesellschaft-

licher Hinsicht. Schulpolitik und Bildungspolitik, Kulturpolitik, Kinder- und Jugend-

politik sowie Hochschulpolitik sind aber weitgehend getrennte Politikfelder. Die 

zuk� nftigen Anforderungen an unsere und in unserer Gesellschaft machen die 

St� rkung dieser Politikfelder und vor allem ihre deutlich verbesserte Abstimmung 

notwendig. 
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�

� �� �� : LH�VHW] HQ�6LH�GLH�( UNHQQWQLV�XP ��GDVV�: LVVHQVFKDIWV���%LOGXQJV��XQG�

. XOWXUSROLWLN�HQJ�P LWHLQDQGHU�YHU] DKQW�VLQG" �: LH�LVW�HLQH�9HUELQGXQJ�

GLHVHU�3ROLWLNIHOGHU�] XU�. LQGHU��XQG�- XJHQGSROLWLN�GHV�/ DQGHV�

YRU] XVHKHQ" �

�

 (zu Punkt 5)�

Kulturpolitik hat, wie Schul- und Bildungspolitik, Kinder- und Jugendpolitik und ebenso die 

Hochschulpolitik, einen hohen Stellenwert. Die Politikfelder stehen im engen Zusammen-

hang. Durch das Projekt Offene Ganztagsschule, das ausgebaut werden wird, werden die 

Aufgabenbereiche untereinander vernetzt. Es werden Synergieeffekte erzielt. Wichtig ist, 

dass in der Schule die Themen Literatur, Theater, Musik, Bildende Kunst und Museen, 

Geschichte und Philosophie einen h� heren Stellenwert erhalten. Das Verst� ndnis der 

jungen Menschen f� r die kulturellen, historischen und geistigen Hintergr� nde moderner 

kultureller Projekte wie aber auch tradierter Projekte muss geweckt und aufgegriffen 

werden. Dies ist durch Richtlinien f� r die Lehrerausbildung und Lehrerfortbildung kontinuier-

lich zu unterst� tzen. Die Zusammenarbeit von K� nstlern und Lehrern im Rahmen der 

Offenen Ganztagsschule dient diesen Zielen. Es sind Vereinbarungen getroffen worden, die 

diese Zusammenarbeit auf eine verl� ssliche Basis stellen.  

�

�

��Zu Frage 5.1. und 5.2) 

Wir GR� NE haben in unserem Wahlprogramm unter dem Titel ¹Kultur macht schlauª 

bereits einige � berlegungen hierzu ausgef� hrt (siehe oben). F� r Maûnahmen der 

Kulturellen Bildung (Kunst und Kultur f� r Kinder und Jugendliche) stehen inzwischen jedes 

Jahr ca. 6 Mio. Euro im Einzelplan Kultur zur Verf� gung. Die ‚Schnittstelle’ zwischen Kultur 

und Bildung wird somit unterst� tzt und gest� rkt. Hier sind noch weitere Verst� rkungen 

w� nschenswert. Es bestehen inzwischen zahlreiche Verbindungen zwischen Schul- und 

Kulturministerium. Zu nennen ist dabei u. a. auch die Kooperation in der Landeskultur-

konferenz, die konkrete Vorschl� ge f� r die bessere Zusammenarbeit von Schule und Kultur 

erarbeitet hat (z.B. die Entwicklung von Schulpatenschaften durch K� nstlerinnen und 
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�

K� nstlern u. a.). Diese Zusammenarbeit sollte in der n� chsten Legislaturperiode weiter 

intensiviert werden. 

 

�

Das entspricht unserem Grundverst� ndnis von Kulturpolitik, wie es unter 1. ausgef� hrt 

wurde.  

�

�

�und 5.2) 

Die FDP setzt sich ein f� r eine Aufgabenumsetzung von Kulturpolitik im Bereich der 

kulturellen Bildung, im Bereich der Schul-, Kinder- und Jugendpolitik. 

�

�

�

Auch in dieser Hinsicht k� nnen wir zun� chst nur auf unsere Erfahrungen innerhalb der PDS 

verweisen. Da wir einem weiten Bildungs- und Kulturbegriff folgen, sehen wir beide Politik-

felder in engem Zusammenhang und behandeln sie als eine Querschnittsaufgabe der 

ganzen Partei - nicht nur auf den von ihnen benannten Feldern. Bildung ist f� r uns auch 

Teil der sozialen Frage und wir engagieren uns im Kontext unserer Vorschl� ge f� r eine 

Agenda sozial f� r eine Bildungsreform, die zur mehr sozialer Gleichheit und Durchl� ssigkeit 

im Bildungswesen beitr� gt. Die PDS wird sich in diesem Jahr erstmals auf einem Parteitag 

mit Bildungspolitik befassen und erarbeitet dazu Leitlinien, die die Aspekte der kulturellen 

Bildung selbstverst� ndlich einschlieûen. Sie werden in einer vorbereitenden Konferenz im 

Juni dieses Jahres mit Akteuren aus dem Bildungs-, Kultur und Jugendbereich, Gewerk-

schaften und Initiativen breit diskutiert. Wir werden daraus dann auch Schlussfolgerungen 

f� r die Landesebene ziehen. Was die Inhalte betrifft, wollen wir deutliche Akzente in 

Richtung interkultureller Bildung und Medienbildung setzen. In einer zunehmend pluralen, 

multikulturellen und multiethnischen Gesellschaft wird interkulturelle Bildung, das Wissen 

� ber die eigene Identit� t und die kulturellen Unterschiede und die Entwicklung von 
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�

Akzeptanz und Toleranz gegen� ber Anderem, zu einer Grundvoraussetzung f� r friedliches 

Zusammenleben ± ist deshalb keine ¹Zusatzanforderungª sondern Kern von Bildung.   

Bildung heute muss selbstverst� ndlich alle Kulturtechniken, alle Ausdrucks- und Verst� n-

digungsformen umfassen. Das ist schon lange mehr als Lesen, Schreiben und Rechnen, 

das sind Verhaltens- und Bewegungsformen, sind Rituale. Das sind selbstverst� ndlich die 

k� nstlerischen Ausdrucksformen wie die Sprachen und M� glichkeiten der Medien ± vom 

Buch bis zum Internet. Medienbildung ist deshalb unverzichtbarer Bestandteil von Bildung. 

Auch in Bezug auf die Beherrschung der neuen Techniken, wie des Internets, gilt es einer 

sozialen Spaltung entgegenzuwirken.  

�

�

�

� �� �� : LH�VWHOOW�,KUH�3DUWHL�RGHU�) UDNWLRQ�HLQH�JHP HLQVDP H�NRQ] HSWLRQHOOH�

9HUDQWZ RUWXQJ�YRQ�6FKXOSROLWLN��. LQGHU��E] Z ��- XJHQGSROLWLN�XQG�

. XOWXUSROLWLN�VLFKHU" �

�

�- siehe unter 5.1. -  

�

�

�

Wir wollen den Musikunterricht in den Schulen ebenso wie den Kunstunterricht st� rken. Wir 

wollen eine enge Zusammenarbeit zwischen Schulen und kulturellen Einrichtungen 

unterst� tzen, insbesondere im Rahmen von Ganztagsschulen. Wir wollen die Zusammen-

arbeit zwischen Musikschulen und den Schulen f� rdern. (Vgl. die Ausf� hrungen unter 1.)  

 

 siehe unter 5.1.) 

�
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�

Kulturelle Bildung findet nicht nur an Schulen, sondern auch in Theatern, Kunst- und 

Musikschulen, Medienwerkst� tten, Bibliotheken oder Museen, Kulturh� usern und 

soziokulturellen Zentren statt. Kulturelle Einrichtungen und Initiativen sind damit mehr als 

nur Kulturanbieter, sondern Lernorte f� r Demokratie und Dialog, f� r die Entfaltung von 

Kreativit� t und sozialer Kompetenz. Sie bieten M� glichkeiten f� r das Ausprobieren und 

Experimentieren, lassen den Irrtum zu und gestatten es, M� glichkeiten und Grenzen des 

eigenen Handelns zu erfahren. In diesem Sinn gewinnt kulturelle Bildung eine besondere 

Bedeutung vor dem Hintergrund der europ� ischen Einigung und der globalen 

Herausforderungen. Kulturelle Bildung f� rdert die eigene kulturelle Identit� t, die neugierig 

auf das andere und Neue macht und dieses nicht als Bedrohung empfindet.  

Wie � berall, kommt es auch bei der kulturellen Bildung auf den Anfang an. Die PDS 

bef� rdert alle Bestrebungen, fr� hkindliche kulturelle Bildung besser zu organisieren. Sie 

fordert einen Bildungsauftrag f� r Vorschuleinrichtungen, der die kulturelle Bildung ± von der 

� sthetischen bis zur interkulturellen Bildung ± einschlieût.  

 

 

 

� �� �� : LH�JHZ l KUOHLVWHQ�6LH�GHQ�6WHOOHQZ HUW�N• QVWOHULVFKHU�XQG�NXOWXUHOOHU�

) l FKHU�LP �8 QWHUULFKW�XQG�LKU�WDWVl FKOLFKHV�� 6WDWWILQGHQ� �DXI�GHU�6WXQ�

GHQWDIHO�DOOHU�6FKXOVWXIHQ�XQG�6FKXOIRUP HQ��GDV�SRVLWLY�] X�EHZ HUWHQGH�

* DQ] WDJVDQJHERW�I• U�HLQ�9LHUWHO�OHGLJOLFK�GHU�* UXQGVFK• OHU�LVW�KLHU�QLFKW�

JHP HLQW�" �

�

�

Die Gr� nen unterst� tzen jede Initiative, die das Ziel hat, das Gewicht der musisch-

kulturellen Bildung auch im regul� ren Unterricht der Schulen zu st� rken. Sport und Kultur in 

der offenen Ganztagsschule. F� r uns sind die musischen F� cher wie auch die Bewegungs-

bildung f� r eine ganzheitliche Pers� nlichkeitsentwicklung unserer Kinder und Jugendlichen 

genau so wichtig wie die Entwicklung der kognitiven F� higkeiten. Um diesem Anspruch zu 

gen� gen braucht es vor allem eine Ver� nderung des Bewusstseins in dieser Frage bei 



 

*�+ ,�-�.�-
/�0 1 / 2�3�4�.�2�5 /�2�6�7 8�9�:�;�0 <�= <�6 >#? @&A�B�?&A(.
C�5 3 -
:
0 / : � �

 

 

�

Eltern und Kollegien. Es kann nicht akzeptiert werden, dass Unterrichtsausfall zu Lasten 

der musischen F� cher geht.  

�

�

�

Wir werden daf� r sorgen, dass Musik- und Kunstunterricht mittelfristig nicht mehr l� nger 

fachfremd erteilt werden, insbesondere an Grundschulen. Das werden wir durch geeignete 

Fortbildungsmaûnahmen und langfristig andere Schwerpunkte in der Lehrerausbildung 

erreichen.  

�

�

�

K� nstlerischen und kulturellen F� chern muss wieder mehr Bedeutung beigemessen 

werden. Die FDP k� mpft gegen die Erteilung fachfremden Unterrichts und den enormen 

Stundenausfall. Wir wollen ein Unterrichtssicherungsgesetz auf den Weg bringen. Neben 

der angemessenen Fachlehrerausstattung von Schulen geh� rt eine Stellenreserve, die es 

m� glich macht, Vertretungsunterricht nicht aus den k� nstlerischen F� chern abzuziehen - 

wie heute � blich - sondern aus der Reserve zu gestalten. 

 

 

�

Bildung als Voraussetzung f� r Pers� nlichkeitsentwicklung erfordert, dass die Schule ein Ort 

kultureller Bildung ist - in allen ihren Aktivit� ten. Potenzen zur kulturellen Bildung haben alle 

F� cher und diese sollten auch genutzt werden. Gleichwohl ist auf die besonderen M� glich-

keiten der k� nstlerischen F� cher hinzuweisen ± sie sollten gegen� ber den mathematisch-

naturwissenschaftlichen F� chern gleichrangig behandelt werden. Das verlangt, in den 

Schulen solche personellen und materiellen Voraussetzungen zu sichern bzw. zu schaffen, 

die es erm� glichen, dass die in den Lehrpl� nen verankerten k� nstlerischen F� cher auch 

tats� chlich im vorgesehenen Umfang unterrichtet werden k� nnen. Die PDS unterst� tzt die 
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�

Einbeziehung vielf� ltiger k� nstlerischer und medialer Ausdrucksformen in den Schulalltag, 

auch � ber die traditionellen ¹musischen F� cherª hinaus (vom darstellenden Spiel, � ber Film 

und Medienangebote bis zu Computerspielen). Daf� r sollten auch mehr als bisher K� nst-

lerinnen und K� nstler sowie im Kultur- und Medienbereich T� tige in den Schulalltag 

einbezogen werden. 

�

�

 

� �� �� : LH�NRQ] LSLHUHQ�6LH�GLH�9HUELQGXQJ�YRQ�* DQ] WDJVDQJHERW�XQG�

8 QWHUULFKW��XQG�Z LH�VHW] HQ�6LH�GLHVH�. RQ] HSWLRQ�XP " �

�

�

Die Kulturabteilung des Kulturministeriums f� rdert bereits Veranstaltungen, Ver� ffent-

lichungen und Netzwerke, die diese Konzeptionsentwicklung in der Verbindung von Schule 

und Kultur (z.B. MUS-E) unterst� tzen. Die weitere Entwicklung der Offenen Ganztags-

schule bietet f� r die Verst� rkung der musisch k� nstlerischen Bildung groûe neue Chancen. 

Nicht zuletzt durch das Engagement von Dr. Michael Vesper wurden zwischen der Landes-

regierung und dem Landesmusikrat NRW, dem Landesverband der Musikschulen sowie 

dem Landesverband der Bibliotheken Rahmenvereinbarungen getroffen, welche die 

Grundlage f� r die konkrete Ausgestaltung der Zusammenarbeit zwischen den Schulen und 

den Partnern aus der Kultur vor Ort bilden. Daneben gibt es vielf� ltige Kooperationen auch 

mit anderen Aktiven aus der Kulturszene NRWs wie beispielsweise dem Tanzb� ro NRW 

oder auch den Kinder- und Jugendtheatern. Dabei f� rdert das Kulturministerium 

insbesondere die Vernetzung von Kultur und Schule sowie die Entwicklung von Konzepten 

und die Qualifikation von K� nstlerinnen und K� nstlern, die sich in der Offenen 

Ganztagsschule engagieren. Aus Sicht der Kulturpolitik muss allerdings betont werden, 

dass die ohnehin knappen Mittel des Kulturetats auch weiterhin der Kunst- und 

K� nstlerf� rderung vorbehalten bleiben m� ssen und nicht weitergehend f� r die Finanzierung 

schulischer Aufgaben zur Verf� gung gestellt werden k� nnen. Die aus dem Schuletat des 

Landes zur Verf� gung gestellten Mittel f� r die Offene Ganztagsschule m� ssen in den 

kommenden Jahren sukzessive � berpr� ft und angepasst werden. Schule braucht gerade 

f� r ein breites kulturelles Bildungsangebot multiprofessionelles Personal. 
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�

�

�

�

Die konkrete Umsetzung geeigneter Modelle liegt letztlich in der Hand der Kommunen. Hier 

geht es darum, die besseren M� glichkeiten der Ganztagsschule zu nutzen, um den jungen 

Menschen einen Zugang zu Musik, Kunst, Schauspiel, Museen usw. zu erm� glichen. 

K� nstler (Musiker, Schriftsteller, bildende K� nstler, Architekten, Schauspieler, Regisseure 

u.a.), Kulturinstitute und die freie Szene  sind in die Gestaltung des Ganztagsunterrichts 

einzubeziehen. Die Kinder und Jugendlichen lassen sich am besten von jenen Menschen 

begeistern, die selbst auch begeistert sind. 

 

�

�

Durch eine von uns angestrebte Autonomie von Schulen liegt es in der Verantwortung von 

Schule, ein Ganztagsangebot so zu gestalten, dass Unterricht und Ganztagsangebote 

sowohl von Lehrern als auch Vertretern anderer Institutionen gestaltet werden k� nnen. 

W� nschenswert ist f� r uns die Herausarbeitung eines Profils mit dem Schwerpunkt Kunst 

und Kultur nach dem Vorbild des Berliner Modells von Professor Bastian. 

 

 

�

Ganzt� gige Bildungsangebote der Schulen er� ffnen neue M� glichkeiten der kulturellen 

Bildung sowohl f� r die Schulen als auch f� r die Einrichtungen und Initiativen der kulturellen 

Bildung. Hierbei geht es um die Verkn� pfung von Schulbildung und auûerschulischer 

Bildung nicht nur in formaler Art, sondern unter dem Gesichtspunkt einer ganzheitlichen 

Betrachtung der Anspr� che von Kindern und Erwachsenen. Kooperationen zwischen 

Bildung und Kultur bzw. K� nsten sind m� glich, wenn den Lehrerinnen und Lehrern die 

Freir� ume f� r die Organisation solcher zugestanden werden und den Akteuren in der 

Soziokultur die Chance gegeben wird, ihre Angebote zu unterbreiten, ohne sich um ihrer 
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�

selbst rechtfertigen zu m� ssen. Die Ganztagsschule bietet vor allem die Chance, auch jene 

Kinder und Jugendlichen kulturell zu f� rdern, die aufgrund ihres famili� ren oder sozialen 

Hintergrunds von sich aus keinen Zugang zu den K� nsten und kulturellen Angeboten 

finden. 

 

 

 

� �� 3DUWL] LSDWLRQ�YRQ�0 LWWOHURUJDQLVDWLRQHQ�XQG�9HUEl QGHQ�LQ�GHU�

. XOWXUI| UGHUXQJ�

 

Es gibt in NRW eine differenzierte Struktur von Kultursekretariaten, Landesb� ros, 

Verb� nden und Mittlerorganisationen. Deren Arbeit sich in der Vergangenheit 

bew� hrt hat. Sie hat maûgeblich zur Schaffung und Aufrechterhaltung einer 

lebendigen, vielf� ltigen Kulturlandschaft beigetragen. Die T� tigkeit dieser 

Organisationen ist effektiv, b� rgernah und im doppelten Sinn preiswert. 

 

 

 

� �� �� : LH�VWHKHQ�6LH�] XU�$XVZ HLWXQJ�GHV�� 6XEVLGLDULWl WVSULQ] LSV� ��] XU�9HU�

ODJHUXQJ�Z HLWHUHU�ELVODQJ�YRQ�GHU�. XOWXUDGP LQLVWUDWLRQ�Z DKUJH�

QRP P HQHU�$XIJDEHQ�KLQ�] X�SULYDWHQ�7Ul JHUQ" �

 

 (zu Punkt 6) 

Die bestehenden Kulturvereinigungen und -verb� nde haben sich bew� hrt. Sie sind 

wirkungsvoll f� r die jeweiligen Kulturbereiche, vertreten die Interessen der betroffenen 

K� nstler und Einrichtungen und sind wichtige Mittler zu Politik und Tr� geren von Kultur-

einrichtungen. Sie sind aber nicht Teile der Kulturadministration und sollten auch keine 

administrativen Aufgaben haben. Sie sind nicht Akteure der Kulturverwaltung, sondern ihre 

kritischen Begleiter und Anreger. Diese Trennungslinie sollte bleiben. Sie ist n� tzlich. 

Richtig ist, dass die F� rderprogramme immer wieder auf den Pr� fstand geh� ren. Dies sollte 

von allen Beteiligten so gehandhabt werden, den Verb� nden, den F� rderern und den 
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�

Gef� rderten. Die Weiterentwicklung muss in die Richtung gehen, Transparenz, program-

matische Klarheit�und Verl� sslichkeit zu steigern. Sie sind Grundlage f� r eine freie und 

erfolgreiche Weiterentwicklung der Kultur. Ein Landeskulturfonds ist entbehrlich. Die 

Notwendigkeit eines Bundeskulturfonds hat sich nur ergeben, weil der Bund selbst kaum 

Zust� ndigkeiten im Bereich der Kulturf� rderung hat. F� r die L� nder sieht dies jedoch 

anders aus, da sie selbst agieren und in einem gemeinsamen Verantwortungszusammen-

hang mit den Kommunen stehen. Hinzu kommt, dass f� r freie Entscheidungen zur Weiter-

entwicklung und Qualifizierung der Kultur Stiftungen (Kunststiftung, NRW-Stiftung, Film-

stiftung) entstanden sind, die erfolgreich arbeiten.  

 

 

�
 
Das ‚Subsidiarit� tsprinzip’ ist ein wesentliches Leitmotiv auch f� r gr� nes kulturpolitisches 

Handeln. Die differenzierte Struktur ist aus unserer Sicht ein Garant f� r Vielfalt in der 

Kulturlandschaft in NRW und die notwendige N� he zu den Kunst- und Kulturschaffenden in 

unserem Land.  

 

�

Die F� rderstrukturen auf Landesebene sind durch ein Zuviel an Verwaltung und ein 

Zuwenig an Inhalten gekennzeichnet. Die Verlagerung kultureller Einrichtungen hin zu 

privaten Tr� gern kann dabei nur von Vorteil sein, nicht nur aufgrund der geringen � ffent-

lichen Mittel. Durch Initiative oder Unterst� tzung des Landes sind in allen Bereichen der 

Kultur  Partnerschaftsmodelle zwischen � ffentlichen und privaten Tr� gern zu entwickeln, 

um privates, insbesondere auch ehrenamtliches Engagement von B� rgern und Unter-

nehmen zu f� rdern, ohne dass sich dabei die � ffentlichen H� nde aus der F� rderung 

zur� ckzuziehen. Dies gilt f� r Institutionen der freien Szene genauso wie f� r die � ffentlich-

rechtlichen Einrichtungen. Instrumente daf� r sind Rechtsformen wie Stiftungen, Gemein-

n� tzige GmbHs oder eingetragene Vereine. Die steuerliche Abzugsf� higkeit von Spenden 

oder Stiftungen muss durch eine Gesetzesinitiative des Landes deutlich verbessert werden. 
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�

 

 

Nicht nur die � berpr� fung aller F� rderprogramme, sondern auch eine strikte Aufgaben-

� berpr� fung werden uns ab dem 22. Mai besch� ftigen. Insofern wird dann zu entscheiden 

sein, welche Verlagerung ohne groûe B� rokratiehemmnisse direkt in die Hand der Kultur-

sekretariate, Landesb� ros usw. gegeben werden kann. 

 

 

�

Die Arbeit von Mittlerorganisationen in der Kulturf� rderung hat sich bew� hrt und sollte 

fortgesetzt werden. Auch die PDS ist der Auffassung, dass Kulturf� rderung m� glichst 

staatsfern organisiert werden sollte. Die verdienstvolle Arbeit von Kulturverb� nden in 

diesem Bereich ist unstrittig. Ob aber weitere Aufgaben der Kulturadministration hin zu 

privaten Tr� gern verlagert werden, sollte sorgf� ltig gepr� ft und die Verfahren genau 

festgelegt werden. F� r uns ist wichtig, dass die Verantwortung f� r die Erf� llung � ffentlicher 

Aufgaben jeweils beim Staat und den Gebietsk� rperschaften bleibt und dass sie ihr auch 

nachkommen und gerecht werden k� nnen. Das setzt Transparenz der Vorg� nge und 

Kontrollm� glichkeit voraus. Einer konzeptionslosen weiteren Privatisierung � ffentlicher 

Aufgaben - bis hin zur Änderung der Rechtsform von � ffentlichen Einrichtungen - k� nnen 

und wollen wir auch deshalb nicht das Wort reden, weil sich hier im Rahmen der Libera-

lisierung der Dienstleistungsregelungen im EU-Maûstab neue Gef� hrdungen auftun.  
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Voraussetzung f� r eine sinnvolle, aktivierende Kulturf� rderung ist eine klare Aufgaben- und 

Verantwortungsverteilung der verschiedenen (F� rder-)Institutionen, einschlieûlich der 

Verantwortung der Landeskulturpolitik. Vor diesem Hintergrund erscheint uns GR� NEN 

eine erweiterte Aufgabenwahrnehmung durch freie Tr� ger sinnvoll. Die Aufteilung der 

F� rderinstrumente in Projekt-, Innovations- und Konzeptf� rderung ist ebenso erforderlich 

wie eine entsprechende Planungssicherheit f� r sich bew� hrende F� rdermaûnahmen, 

soweit dies durch das Landeshaushaltsrecht gesichert werden kann.  

�

�

�

Der F� rderdschungel muss gelichtet werden. Wir haben in vielen F� llen zu viel Struktur ± 

zu viele Personen sind mit der Weiterleitung auch nur geringer Mittel befasst. Das Antrags-

wesen ist zu aufwendig. Antragsteller m� ssen sich je nach Verwaltungsebene  und 

F� rdertopf mit den unterschiedlichsten Auszahlungsmodalit� ten, F� rderzeitr� umen, 

Bewilligungspraktiken usw. auseinandersetzen. Es geht nicht, dass Kultureinrichtungen 

Kredite aufnehmen m� ssen, weil sie nach dem ersten Quartal eines F� rderjahrs immer 

noch keinen Bewilligungsbescheid erhalten haben. Den zu f� rdernden Projekten ist das 

abtr� glich. Der Kulturhaushalt l� sst in der Regel Klarheit vermissen und muss wesentlich 

transparenter aufgestellt werden. Ein Abr� cken vom Einj� hrigkeitsprinzip zugunsten 

l� ngerfristiger F� rderzeitr� ume und entsprechender Planungssicherheit ist dringend 

geboten.   
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Bei allen derzeitigen F� rderprogrammen und Strukturen fehlen uns Zielvereinbarungen und 

Kriterien der Effizienz. Diese m� ssen neu bestimmt werden. Daraus ergeben sich 

automatisch Ver� nderungen in den F� rderprogrammen und Strukturen. 

 

 

�

Die F� rderprogramme und F� rderstrukturen in NRW sind schwer � berschaubar. Eine 

Ver� nderung in Richtung von mehr � bersichtlichkeit und Transparenz erscheint geboten.  

 

 

 

� �� �� : LH�VWHKHQ�6LH�] XU�( LQULFKWXQJ�YRQ�/ DQGHVNXOWXUIRQGV�HQWVSUHFKHQG�

GHQ�) RQGV�DXI�%XQGHVHEHQH" �

�
�

�
Die Fonds auf Bundesebene sind Instrumente der Selbstverwaltung in bestimmten 

F� rderfeldern. Die bestehenden Ans� tze auf Landesebene sollten gest� rkt werden. Die 

Bundesfonds bleiben allerdings auf ‚Zufl� sse’ aus dem Bundeshaushalt angewiesen ± ggf. 

ist hier eine mittelfristige Planungssicherheit m� glich. An dieser Stelle ist oft von Ent-

flechtung die Rede. Wer entflechten will, muss sich aber auch verpflichten, die dann neu 

notwendig werdenden Mittel bereit zu stellen. Stiftungs- und Fonds-Modelle sind grund-

s� tzlich interessante Instrumente der selbst verwalteten Kulturf� rderung. Allerdings bleibt 

aus gr� ner Sicht die � ffentliche F� rderung von Kunst und Kultur aus Steuermitteln grund-

legend und diese gesamtgesellschaftliche Aufgabe kann durch andere Instrumente der 

F� rderung immer nur erg� nzt, nicht ersetzt werden, damit Vielfalt und Qualit� t von Kunst 

und Kultur, damit die K� nstlerinnen und K� nstler in NRW ihre kreativen Potentiale hier 

weiterentwickeln und wir die Kulturf� rderung k� nftig noch mehr im Sinne von 

Forschungsf� rderung begreifen. 

�



 

*�+ ,�-�.�-
/�0 1 / 2�3�4�.�2�5 /�2�6�7 8�9�:�;�0 <�= <�6 >#? @&A�B�?&A(.
C�5 3 -
:
0 / : � �

 

 

�

�

�

Grunds� tzlich ist die Einrichtung von Fonds sinnvoll. Wir m� ssen allerdings sorgf� ltig die 

Finanzierung pr� fen. Auûerdem muss gekl� rt werden, wer dann die Verantwortung f� r die 

Aussch� ttung von F� rdermitteln � bernimmt. 

 

 

�

Fonds unterliegen - wie jedes F� rderprogramm - der Aufgabe einer klaren Zielvorstellung. 

Insofern k� nnen sie sinnvoll sein, wenn wie auf Bundesebene, Kulturpolitik � ber kein 

eigenes Ministerium verf� gt. Fonds haben auch den Vorteil, dass Experten und nicht nur 

Politiker � ber die Vergabe von Mitteln entscheiden. Sie k� nnen eine M� glichkeit sein, in 

unserem F� rderdschungel Transparenz sowie den Abbau von B� rokratie zu schaffen. 

 

�

�

Die Fonds auf Bundesebene haben sich bew� hrt und sollten auch auf Landesebene 

eingef� hrt werden.  
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Vorbemerkung 

 

Es ist gut, dass der Kulturrat NRW mit seinen Wahlpr� fsteinen Transparenz herstellt 

bez� glich der Positionen der politischen Verantwortlichen im Lande und damit den 

Kulturschaffenden und allen an der Kultur Interessierten dazu verhilft, weitere Maûst� be f� r 

ihre Entscheidungen zu erhalten.  

 

Sozialdemokratische Kulturpolitik will allen Menschen die Teilhabe an Kultur und Kunst er-

m� glichen. Sie f� rdert Kunst und Kultur und vermittelt zwischen Politik und Publikum. Sie 

unterst� tzt kreative Allianzen, um die sozialen und kulturellen Wandlungsprozesse kritisch 

zu begleiten und zu steuern.  

Sozialdemokratische Kulturpolitik setzt auf den kontroversen Diskurs innerhalb der Kultur: 

Denn eine lebendige Demokratie braucht nicht nur den Wettbewerb der Ideen und 

Konzepte, sondern auch den Konsens dar� ber, dass  

 

- die Freiheit der Kunst ein zentraler Wert der demokratischen Gesellschaft ist; 

- Kunst und Kultur allen Menschen zug� nglich sein muss; 

- die � ffentliche F� rderung von Kunst und Kultur eine Kernaufgabe des demokrati-

schen Gemeinwesens bildet; 

- die kreative Selbstt� tigkeit der Menschen durch kulturelle Bildung lebensbegleitend 

unterst� tzt wird; 

- der Staat weder Vormund von Kunst und Kultur sein, noch ein Monopol auf sie 

erheben darf, wohl aber Garant anspruchsvoller kultureller Vielfalt sein muss, also 

Gesellschaftskritik, Protest, Verst� rung, Widerspruch und Verweigerung 

ausdr� cklich einschlieût; 

- Kulturarbeit und Kultureinrichtungen integrierende ¹weicheª Standortfaktoren sind 

und 
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- Kulturwirtschaft ein dynamisches Wachstumsfeld ist, in dem Arbeitspl� tze 

geschaffen und von vielen Akteuren vielf� ltige Investitionen get� tigt werden. 

 

In der Einleitung spricht der Kulturrat die Verankerung des Kulturauftrages im Grundgesetz 

an. Bundespr� sident a.D. Johannes Rau hat diese Forderung im Zusammenhang mit dem 

B� ndnis f� r Theater erhoben. Die Zielvorstellung wird unterst� tzt. Auf Ebene der 

Bundesregierung werden entsprechende � berlegungen angestellt. Die Enquetekommission 

wird hierzu einen Vorschlag unterbreiten. Die Tendenz ist grunds� tzlich zu unterst� tzen, 

weil sie die in der Kulturpolitik seit langem bestehende Auffassung unterstreicht, dass in 

einem Kulturstaat alle Verantwortlichen verpflichtet sind, sich f� r die Kultur einzusetzen.  

 
�
�
�
�

�
 
Antwort von B� ndnis 90/DIE GR� NEN auf die Kulturpolitischen Wahlpr� fsteine des 
Kulturrats NRW e.V.: 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
f� r die � bersendung Ihrer Kulturpolitischen Wahlpr� fsteine 2005 danken wir Ihnen. Da Sie 
sechs Oberthemen definiert und insgesamt 29 Fragen darunter formuliert haben, bitten wir 
um Verst� ndnis daf� r, dass aufgrund der F� lle von entsprechenden Anfragen, auch 
anderer Organisationen, wir GR� NE aus Kapazit� tsgr� nden unsere Antwort etwas knapper 
halten werden, als es die auf 15 Seiten zusammengefassten Fragen m� glicherweise 
erwarten lassen.  
 
Den Antworten stellen wir zun� chst den Auszug ¹Kulturª aus unserem Landtagswahl-
programm 2005 voran ± in dem der ein oder andere Aspekt Ihrer Fragen bereits 
beantwortet wird: 
 

Ä* 5 h 1 ( �. XOWXUSROLWLN�LQ�1 RUGUKHLQ�: HVWIDOHQ�VFK• W] W�%HZ l KUWHV�XQG�I| UGHUW�
1 HXHUXQJHQ��DXV�GHP �: DKOSURJUDP P �GHU�* U• QHQ��

GR� NE Kulturpolitik in Nordrhein-Westfalen hat die vielf� ltigen Strukturen der Kultur in 

Nordrhein-Westfalen trotz finanzieller Einbuûen bewahrt. Durch die � bertragung der 

F� rdermittel von kommunalen Theatern, Orchestern und Musikschulen in das 
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Gemeindefinanzierungsgesetz haben wir diese Unterst� tzung abgesichert. Auch f� r die 

Landestheater und die freie Szene bleiben die erprobten F� rderstrukturen erhalten. 

Wir haben aber auch neue Akzente gesetzt. Kinder- und Jugendkultur und kulturelle 

Bildung bleiben Schwerpunkte unserer Arbeit. Mit der RuhrTriennale haben wir das 

Ruhrgebiet als Kulturregion international profiliert. Der Fonds ¹Neues Musiktheaterª 

erm� glicht aktuelle Urauff� hrungen und f� rdert zeitgen� ssische Komponistinnen und 

Komponisten. Das vom Land finanzierte Projekt ¹Dschungelbuchª unter 

http://www.dschungelbuch-nrw.de schafft Transparenz im dichten F� rdernetz. 

Die Unterst� tzung interkultureller Modellprojekte in Nordrhein-Westfalen hat bundesweite 

Anerkennung gefunden. Die Initiative zur F� rderung von Kooperationsprojekten zwischen 

kommunalen und freien Theatern f� hrt zu neuen Formen der Zusammenarbeit. Auûerdem 

unterst� tzen die GR� NEN in Nordrhein-Westfalen die Bewerbung der Stadt Essen 

gemeinsam mit dem Ruhrgebiet als Kulturhauptstadt Europas 2010. Die Ruhrstadt als 

Kulturstadt stellt ein spannendes Kultur-Zukunftsprojekt dar, das vor allem dann gelingen 

wird, wenn alle Kulturakteurinnen und -akteure gemeinsam daran arbeiten und die Region 

bei ihrer anspruchsvollen Bewerbung die Menschen vor Ort und in Nordrhein-Westfalen mit 

einbezieht und kulturell begeistert. 

. XOWXU�LVW�/ HEHQVHOL[ LHU�

Kultur ist in einer sich t� glich st� rker technisierenden Welt von besonderer Bedeutung. Im 

Computerzeitalter kommt es nicht nur auf die elektronische, sondern gerade auf die reale 

Begegnung mit Kunst an, auf die Verbindung von Ideen, den Austausch von Kultur und 

Kulturen in ihren verschiedensten Ausdrucksformen. Die heutige Gesellschaft braucht auch 

k� nftig eine Kultur, die neben Unterhaltung und Genuss vor allem auch Visionen entwickelt, 

hinterfragt, provoziert und zum Nachdenken anregt. 

In Zeiten knapper werdender Finanzmittel kommt es darauf an, politische Schwerpunkte zu 

sichern. Die GR� NEN meinen: wenn Kultur und Bildung zusammengeh� ren, wenn 

Kulturpolitik L� ndersache ist, wenn NRW eine profilierte Kulturpolitik noch breiter als bisher 

entfalten soll, dann wird die Landeskultur in den kommenden Jahren mit Blick auf die 

Zukunftschancen der Wissensgesellschaft gest� rkt werden m� ssen. Neben mehr 
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Transparenz und Effizienz in allen Kulturf� rderbereichen ist das b� rgerschaftliche 

Engagement auch f� r die Kultur in Nordrhein-Westfalen von groûer Bedeutung. 

. XOWXU�EUDXFKW�) UHLKHLW�

F� r die GR� NEN gilt der Grundsatz, dass Kunst und Kultur Freiheit und Unterst� tzung 

brauchen. Die Wertediskussionen, das Ethikverst� ndnis, der Toleranzbegriff, die Freiheit 

unserer Gesellschaften stehen auf der politischen Tagesordnung, und deshalb ist die Politik 

gefragt, ihren Teil der Verantwortung zu � bernehmen. 

Kulturausgaben sind keine Subventionen, sondern Investitionen in die Zukunft. Die 

GR� NEN meinen, jeder Mensch hat das Recht auf Zugang zu Kunst und Kultur wie auf 

Entfaltung seiner kreativen Potenziale. Kultur muss damit f� r alle Menschen auch 

bezahlbar und zug� nglich bleiben. Wir m� ssen sie aus unserer gemeinsamen (Steuer-

)Kasse mitfinanzieren, denn Kultur funktioniert keinesfalls nur nach marktwirtschaftlichen 

Kriterien. Soziokultur- und Multi-Kultur-Zentren, Tanzh� user und Musikschulen brauchen 

ebenso unsere Unterst� tzung wie Weiterbildung, Hochschulen und Bibliotheken, Theater- 

und Opernh� user, Konzerts� le und Museen. 

In Gedenkst� tten, Archiven und Bibliotheken k� nnen wir lernen, uns die Erfahrungen der 

Vergangenheit f� r zuk� nftiges Handeln bewusst und nutzbar zu machen. Daher sind sie 

wichtige Lernorte der Erinnerungskultur. Die Auseinandersetzung mit der eigenen 

Geschichte - insbesondere mit dem Nationalsozialismus ± ist ein Fundament unserer 

Demokratie. 

' HQ�' LDORJ�GHU�. XOWXUHQ�I| UGHUQ�

Kultur schafft Raum f� r Begegnung. Nur wer die eigene Kultur und andere Kulturen, die 

Gemeinsamkeiten und Unterschiede wahrnimmt, kann in Respekt voreinander und 

Anerkennung der Verschiedenheit miteinander in Frieden leben. Angesichts zunehmender, 

auch kultureller Konflikte in unserer vielf� ltigen Gesellschaft muss der Kulturbetrieb in 

Nordrhein-Westfalen st� rker f� r ethnische, kulturelle und religi� se Minderheiten, nicht nur 

als Publikum, sondern auch f� r die kulturelle Produktion und Gestaltung ge� ffnet werden. 
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Der Dialog der Kulturen, die wechselseitige Bereicherung stehen daher im Mittelpunkt 

unserer kulturpolitischen Arbeit. Dabei m� ssen die ethnischen Gruppen, Vereine und 

Akteure mit in diesen Prozess aktiv einbezogen werden. Das Programm des Landes zur 

F� rderung der Entwicklung von interkulturellen Handlungskonzepten in den Kommunen 

wollen wir weiter ausbauen. F� r uns ist Kulturpolitik Friedenspolitik. Deshalb wollen wir in 

Nordrhein-Westfalen den internationalen Kulturaustausch auch mit Nicht-EU-Staaten weiter 

f� rdern. 

. XOWXU�P DFKW�VFKODX�

Die GR� NEN treten daf� r ein, dass die kulturelle Bildung von Kindern und Jugendlichen in 

allen Bereichen verst� rkt gef� rdert wird. Nicht erst die PISA-Studie hat deutlich gemacht, 

dass Kultur und Bildung zwei Seiten derselben Medaille sind. Die eigenen Erlebnisse im 

Umgang mit Kunst und Kultur, die Bedeutung von Bewegung, Klang und Stille, von Farben 

und Formen, von Bildern und Sprache er� ffnen Kindern und Jugendlichen eine 

Auseinandersetzung mit ihren F� higkeiten und deren Entwicklung. Die offene 

Ganztagsgrundschule ist der ideale Ort, um Kooperationen zwischen musisch-kulturellen 

Einrichtungen und allgemein bildenden Schulen voranzubringen. F� r die GR� NEN ist klar: 

Kulturelle Bildung ist grundlegender Bestandteil einer ganzheitlichen Bildung. Musische 

Erziehung entwickelt Kreativit� t und Teamgeist, st� rkt die Pers� nlichkeit, unterst� tzt auch 

die kognitive Entwicklung und legt das Fundament zu aktiver Teilhabe an Kultur. 

Auch m� ssen neue Formen der kulturellen Interaktion im Zusammenspiel von Kunst, Kultur 

und modernen Medien mehr als bisher gef� rdert und unterst� tzt werden. Neben den alten 

Kulturtechniken Lesen, Singen, Schreiben, Rechnen und Spielen wird sich GR� NE 

Kulturpolitik auch mit den modernen Kommunikationstechniken und dem Zusammenspiel 

von Kultur und Medien auseinander setzen. Wir wollen zukunftsweisende Multimedia-

Theater, die neue Formen des Miteinanders von Mensch und Technik spielerisch 

ausprobieren, weiter unterst� tzen. 

) • U�HLQ�. LQGHU��XQG�- XJHQGWKHDWHU] HQWUXP �

Die GR� NEN setzen sich f� r ein Kinder- und Jugendtheaterzentrum als Kompetenz- und 

Entwicklungszentrum f� r die professionellen freien und kommunalen Kinder- und 

Jugendtheater in Nordrhein-Westfalen ein. Die GR� NEN wollen ein neues F� rderverh� ltnis 
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von Projekt- und Konzeptf� rderung im Kulturbereich insgesamt etablieren. Daf� r wollen wir 

in der Kulturf� rderung die notwendigen Entwicklungsr� ume erm� glichen. 

' LH�* 5 h 1 ( 1 �VWHKHQ�I• U�GLH�JHVDP WH�JHVHOOVFKDIWOLFKH�%UHLWH�NXOWXUHOOHU�$NWLYLWl WHQ�

Nordrhein-Westfalen zeichnet sich durch eine reiche Landschaft an staatlichen, 

kommunalen und freien Theatern, Orchestern und Museen aus. Nordrhein-Westfalen ist 

zudem ein hervorragender Standort f� r Pop- und Rockmusik, Jazz, Tanz und Avantgarde. 

Wir wollen dieses hochwertige Angebot erhalten, neue Kooperationsmodelle vorantreiben 

und diese Einrichtungen weiterhin staatlich f� rdern. 

F� r die GR� NEN basiert die Zukunft der Kultur auch auf regionalen Netzen. Die regionale 

Kulturpolitik, die Kooperationsmodelle der NRW-Kultursekretariate und die Vernetzung von 

Kunst- und Kulturprojekten in bestimmten Regionen unseres Landes schaffen Profile, 

Identit� ten und f� rdern die kulturelle Zusammenarbeit. Ob RuhrTriennale oder das 

Literaturprojekt ¹Wege durch das Landª, ob kulturelle Filmf� rderung, Frauenkultur oder 

Bildende Kunst, ob Festival- und Projektf� rderung oder dauerhafte strukturelle F� rderung 

der kulturellen Einrichtungen im Land, vom D� sseldorfer Schauspielhaus bis zur 

Soziokultur: Die GR� NEN stehen f� r die gesamte gesellschaftliche Breite kultureller 

Aktivit� ten in dem Bewusstsein, dass die Frage, wie wir leben und wie wir leben wollen, vor 

allem auch eine Frage der Kultur ist. Die Frage nach unserer Zukunft, der Wechsel zu einer 

� kologisch verantwortlichen Lebensweise verbinden Kultur und Nachhaltigkeit.ª 

�

) ' 3 �

$QWUDJVWLWHO��2 IIHQVLYH�I• U�HLQH�QHXH�. XOWXUSROLWLN�LQ�1 5 : �
 
$QWUDJVWHOOHU��/ ) $ �. XOWXU�
 
 

Die Kulturregion NRW droht auszubluten. Theater, Orchester, Museen, Musikschulen oder 

Bibliotheken - alle m� ssen rechnen, ums � berleben k� mpfen. Den L� wenanteil � ffentlicher 

Kulturausgaben schultern mit zirka 85 Prozent die finanziell gebeutelten Kommunen.  
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Doch die kulturelle Grundversorgung der B� rgerinnen und B� rger ist durch die rot-gr� ne 

K� rzungs- und Leuchtturmpolitik bedroht. Obwohl Kultur Pflichtaufgabe des Landes und der 

Kommunen ist, zieht sich die Landesregierung immer weiter aus der gemeinsamen 

Finanzierung der Kulturausgaben zur� ck. Statt in den Bestand zu investieren, herrscht 

Mangelverwaltung, die es allen recht machen will. Sanierungsstau ist die Folge. 

 

Um die vielf� ltige Kulturregion NRW zu erhalten, muss das Land verl� sslicher Partner der 

Kulturschaffenden sein. Vor allem mit Blick auf die Geringf� gigkeit des Kulturetats, der nur 

0,27 Prozent des Gesamthaushaltes ausmacht, darf es nicht Spitzenf� rderung und 

Eventkultur auf Kosten der klassischen Kulturf� rderung und  Breitenkultur betreiben. Vor 

dem Hintergrund, dass � ber den � ffentlichen Haushalten auch in naher Zukunft der 

Pleitegeier kreisen wird, ist die Kulturpolitik Nordrhein-Westfalens neu auszurichten.  

 

 

EVALUATION- mehr Planungssicherheit, Wirtschaftlichkeit und Qualit� t im Kulturbereich 

 

 

Evaluation ist (Selbst-)Kontrolle zur Steigerung der k� nstlerischen Qualit� t und 

wirtschaftlichen Leistungsf� higkeit. Sie f� hrt zu mehr Wirtschaftlichkeit und 

Planungssicherheit im Kulturbereich statt zu einer permanenten Kostendiskussion. Zu 

evaluieren sind die Kulturf� rderung als solche und ihre Strukturen. � ffentliche 

Kulturausgaben sind zur Zeit nicht nach einheitlichen Regeln von Transparenz und 

Nachvollziehbarkeit dokumentiert und die Ziele ihrer kulturellen Aktivit� ten nur in den 

seltensten F� llen definiert. Das ist aber unabdingbar f� r eine � konomische Verwendung der 

Mittel und den Einsatz von (Steuerungs-) Controllinginstrumenten.  

 

Bei einer Evaluation der Kulturf� rderung des Landes kann es nicht um die Frage gehen, ob 

und inwieweit eine Institution, ein Angebot oder Vorhaben f� r sich genommen sinnvoll oder 

erfolgreich ist, ob das historisch gewachsene schon aus sich selbst heraus als notwendig 

anzusehen ist. Kulturinstitute sollten selbst ihre Leistungsmaûst� be bestimmen und sich 

nach ihnen m� glichst effizient ausrichten. Es muss darum gehen, die Strukturen und 

Wirkungen, mithin auch die Effizienz der F� rderung zu beleuchten, ihre ± auch 

verborgenen ± steuernden Effekte zu erfassen und die Verteilung entlang der erw� nschten 



 

D�E F�G�H�G
I�J K I L�M�N�H�L�O I�L�P�Q R�S�T�U�J V�W V�P X#Y Z&[�\�Y&[(H
]�O M G
T
J I T � �

 

 

�

oder eben auch historisch gewachsenen kulturpolitischen Schwerpunkte zu ermitteln. Auf 

dieser Grundlage kann die Kulturpolitik neu ausgerichtet werden. 

 

Die wichtigste Voraussetzung f� r das Gelingen eines auf die Kulturf� rderung bezogenen 

Evaluationsverfahrens ist die Herstellung eines kulturpolitischen Konsenses dar� ber. Wenn 

dieser erzielt wurde, sind die Strukturen der institutionellen F� rderung und der F� rderung 

von Projekten mit Blick auf Effizienz und Nachhaltigkeit zu � berpr� fen. Ziele kultureller 

Aktivit� ten m� ssen so formuliert werden, dass ihre Erreichung nachpr� fbar ist. Daf� r 

m� ssen Leistungskriterien definiert, wenn m� glich in Zahlen, sonst qualitativ ausgedr� ckt 

werden. Nicht nur die Besucherzahl gibt zum Beispiel Aufschluss � ber den Erfolg einer 

Museumsausstellung, sondern auch der Kostendeckungsgrad, der Abverkauf von 

Ausstellungskatalogen in den Museums-Shops, die Resonanz in den Medien, 

Multiplikatoren etc.. Klare Zielbeschreibungen und Zielvereinbarungen sind Voraussetzung, 

um Strukturprobleme der Kulturfinanzierung zu beheben.  

 

 

INVESTITION ± Professionalisierung von K� pfen und Sanierung von Institutionen 

 

Evaluation und wirtschaftliches Handeln in Kultureinrichtungen setzen neue Maûst� be an 

die Anspr� che von F� hrungspersonal. Sowohl in den Kulturetagen der Ministerien und 

Verwaltungen als auch in den Spitzenpositionen von Theatern, Orchestern, Museen, 

Verb� nden etc. m� ssen Weiter- und Fortbildungsangebote sowie Aufbaustudieng� nge im 

Bereich Kulturmanagement ausgebaut werden, die als Schwerpunkte die Instrumente des 

Controllings und betriebswirtschaftlichen Denkens und Handelns auch auûerhalb der 

� ffentlichen Hand vermitteln. 

 

Wir fordern ein Kulturinvestitionsprogramm zum Abbau des Sanierungsstaus in unseren 

Kultureinrichtungen wie Museen, Theatern, Opern und Konzerth� usern, das sowohl 

dringend baulichen Sanierungsbedarf beseitigt als auch aufwendigen Personalbedarf 

minimiert. 
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INVESTITION ± Professionalisierung von K� pfen und Sanierung von Institutionen 

 

Evaluation und wirtschaftliches Handeln in Kultureinrichtungen setzen neue Maûst� be an 

die Anspr� che von F� hrungspersonal. Sowohl in den Kulturetagen der Ministerien und 

Verwaltungen als auch in den Spitzenpositionen von Theatern, Orchestern, Museen, 

Verb� nden etc. m� ssen Weiter- und Fortbildungsangebote sowie Aufbaustudieng� nge im 

Bereich Kulturmanagement ausgebaut werden, die als Schwerpunkte die Instrumente des 

Controllings und betriebswirtschaftlichen Denkens und Handelns auch auûerhalb der 

� ffentlichen Hand vermitteln. 

 

Wir fordern ein Kulturinvestitionsprogramm zum Abbau des Sanierungsstaus in unseren 

Kultureinrichtungen wie Museen, Theatern, Opern und Konzerth� usern, das sowohl 

dringend baulichen Sanierungsbedarf beseitigt als auch aufwendigen Personalbedarf 

minimiert. 

 

INNOVATION ± Implementierung der Kulturvermittlung an Schulen und Kinderg� rten  

 

Kulturelle Bildung ist wesentliches Fundament f� r die Pers� nlichkeitsentwicklung des 

Einzelnen, denn es gibt kaum einen besseren Weg als � ber die Kultur, jungen Menschen 

wichtige Schl� sselkompetenzen wie Kreativit� t, Teamf� higkeit, Flexibilit� t, 

Leistungsbereitschaft und Toleranz zu vermitteln. Die Zukunft unserer Gesellschaft, die 

Kulturlandschaft NRW aber auch die Herausforderung durch PISA verlangen, dass die 

k� nstlerischen F� cher an unseren Schulen nicht weiterhin vernachl� ssigt werden. 

 

In den Schulen leiden k� nstlerische F� cher unter Unterrichtsausfall und Fachlehrermangel. 

80 Prozent des Musikunterrichts an Grundschulen wird fachfremd unterrichtet. Neben der 

� ffnung von Schulen f� r K� nstler und kulturelle Institutionen ist die Herausbildung eines 

Schulprofils mit Schwerpunkten wie Kunst, Literatur, Theater, Musik oder musischen 

Zweigen anzustreben. Die Entwicklung der Ganztagsbetreuung von schulpflichtigen 

Kindern und Jugendlichen er� ffnet den Einrichtungen der kulturellen Bildung, den 

Kulturinstitutionen, den Kulturvereinen und den Schulen selbst neue Chancen der 

Zusammenarbeit und inhaltlichen Weiterentwicklung. Die Zusammenarbeit zwischen den 
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Ministerien Kultur und Schule sowie zwischen allgemein bildenden Schulen und 

Kinderg� rten mit Musik- und Jugendkunstschulen ist zu verst� rken, um die musische und 

kulturelle Bildung in Kinderg� rten und Schulen besser zu f� rdern.  

Nur wer Kunst und Kultur aktiv wie passiv in seiner Jugend erfahren hat, wird Zeit seines 

Lebens Akteur oder Genieûer der kulturellen Vielfalt unseres Landes NRW sein, die es zu 

erhalten und zu professionalisieren lohnt.�


